
EUROPAINSTITUT der Universität Basel

BASLERSCHRIFTEN zur europäischen Integration    Nr. 96

Johannes Kohlschütter 
Lokomotiven der Einigung - 

Europäische Eisenbahnen zwischen Kooperation 
und Konkurrenz

 

 



Das Europainstitut der Universität Basel ist ein rechts-, politik- und wirt-
schaftswissenschaftliches Zentrum für interdisziplinäre Lehre und Forschung 
zu europäischen Fragen. Das Institut bietet ein einjähriges, praxisbezo-
genes und interdisziplinäres Nachdiplomstudium zum Master of Advanced 
Studies in European Integration an, die Vertiefungsstudien Major in Confl ict 
and Development und Major in International Business sowie neu auch ein 
massgeschneidertes Zertifi katsprogramm (Certifi cate of Advanced Studies). 
Daneben führt das Institut zusammen mit der Juristischen, der Wirtschaftswis-
senschaftlichen und der Philosophisch-Historischen Fakultät der Universität 
Basel einen Masterstudiengang European Studies durch. Es fi nden ausserdem 
regelmässig spezielle Weiterbildungskurse, Seminare und Vorträge statt. In 
der Forschung werden in Zusammenarbeit mit benachbarten Instituten sowohl 
fachspezifi sche wie multidisziplinäre Themen bearbeitet. Das Europainstitut 
ist als Ansprechpartner für Politik, Wirtschaft und Verwaltung beratend tätig.
www.europa.unibas.ch

ISBN-13: 978-3-905751-21-5
ISBN-10: 3-905751-21-6

Johannes Kohlschütter hat von 2001 bis 2007 in Freiburg i. Breisgau 
Molekulare Medizin studiert und war anschliessend in der medizinischen 
Forschung tätig. Von 2009 bis 2010 hat er den 17. Nachdiplomstudiengang 
am Europainstitut der Universität Basel absolviert. Seit seinem Abschluss 
ist er bei der Wiesbadener Logistikberatung TransCare beschäftigt. Die 
vorliegende Arbeit ist eine leicht überarbeitete Version seiner Diplomarbeit zur 
Erlangung des Titels „Master of Advanced Studies in European Integration, 
Master in International Business“. Die Arbeit wurde von Prof. Rolf Weder und 
Prof. René Frey betreut.



3

BASLERSCHRIFTEN zur europäischen Integration    Nr. 96
 . 

Johannes Kohlschütter 
Lokomotiven der Einigung - 

Europäische Eisenbahnen zwischen Kooperation 
und Konkurrenz



4



5

Inhaltsverzeichnis

Abkürzungsverzeichnis 8

1 Einführung und Fragestellung 9

2 Entwicklungen vor der Liberalisierung des Eisenbahn-
wesens   11
2.1 Eisenbahnen und Staatsbildung 11
2.2 Ökonomische Dimensionen des Eisenbahnwesens im 
19. Jahrhundert  13
2.2.1 Privat- oder Staatsbahn? 13
2.2.2 Konkurrenz 15
2.2.3 Vertikale Aufstellung 16
2.3 Frühe Kooperationen 17
2.4 Der Monopol- und Wettbewerbsbegriff bis in die 
1990er Jahre  19

3 Gemeinschaftsrechtliche Rahmenbedingungen der 
Liberalisierung  21
3.1 Entwicklung bis in die 1980er Jahre 21
3.2 Reformen nach dem Untätigkeitsurteil von 1985 22
3.2.1 Die Strukturreform von 1991 22
3.2.2 Mehr Wettbewerb: Die „Eisenbahnpakete“ 23
3.2.3 Bestimmungen im Verhältnis von Schweiz und EU 25



6

4 Neuere Tendenzen seit den 1990er Jahren 25
4.1 Zunahme von Gemeinschaftsunternehmen 25
4.2 Expansionsstrategien 27
4.2.1 Internationalisierung 27
4.2.2 Vertikalisierung 29
4.3 Kräfteverschiebungen auf dem Markt 30
4.3.1 Neue Konkurrenten und Konsolidierung 30
4.3.2 Neue Allianzen 31
4.4 Das deutsch-französische Verhältnis 31
4.4.1 Gegenseitige Kritik am Netzzugang 31
4.4.2 Deutschland als Vorbild? 33
4.4.3 Mögliche Perspektiven 34
4.5 Gegenwärtige Situation in den Verkehrsbereichen 35
4.5.1 Güterverkehr 35
4.5.2 Personenfernverkehr 36
4.5.3 Personennahverkehr 37

5 Ökonomische Aspekte der neueren Entwicklung 38
5.1 Stellung der Bahn im Wettbewerb 38
5.2 Entwicklung von Markteintrittsbarrieren 41
5.3 Stellen Grenzen noch ein Hindernis dar? 42
5.4 Mehr Flexibilität durch Divisionalisierung? 45
5.5 Interne Konkurrenz 45
5.6 Eisenbahngüterverkehr zwischen Profi t und Gemein-
wirtschaftlichkeit 46



7

6 Schlussbetrachtungen 47
6.1 Ist die Auslandsexpansion alternativlos? 47
6.2 Öffnung als Verwirklichung der europäischen Integration 48
6.3 Grenzen des Wettbewerbs 50
6.4 Ausblick  53

7 Literatur  55
7.1 Verträge, Gesetze und Rechtssachen 55
7.2 Sonstige Literatur 58



8

Abkürzungsverzeichnis

BLS Bern-Lötschberg-Simplon (früherer 
Namensbestandteil der heutigen BLS AG)

DB  Deutsche Bundesbahn / Deutsche Bahn AG
EU  Europäische Union
ECR  European Cargo Rail
EU-15  Europäische Union mit 15 Mitgliedsländern 

(1995-2004)
EUKL  Eurostar United Kingdom Limited
EWG  Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
Hz  Hertz
ITL  Internationale Transport Logistik
LCR  London Continental Railways
Mrd.  Milliarden
o. V.  ohne Verfasser
OECD  Organisation for Economic Co-operation and 

Development
Pkm  Personenkilometer
SBB  Schweizerische Bundesbahnen
SNCB  Société Nationale des Chemins de Fer Belges
SNCF  Société Nationale des Chemins de Fer 

(Frankreich)
tkm  Tonnenkilometer
UIC  Union Internationale des Chemins de Fer 

(Internationaler Eisenbahnverband)
V  Volt
vgl.  vergleiche
z. B.  zum Beispiel



9

1 Einführung und Fragestellung

«Le chemin de fer sera le moyen de transport du             
XXIe siècle, s’il parvient à survivre au XXe siècle»

Louis Armand

In den frühen Jahren der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
scheint zwischen den europäischen Eisenbahngesellschaften noch 
ungetrübte Einigkeit zu herrschen: Als der Internationale Eisenbahn-
verband UIC im Mai 1963 sein neues Geschäftsgebäude in Paris be-
zieht, bemerkt der französische Minister für Öffentliche Arbeiten und 
Verkehr Marc Jacquet in einer Rede:

„Dieser Aufgabe [eine Leistungssteigerung der Bahnen in Europa 
zu erreichen] können sich alle Verwaltungen ohne jegliche Zurückhal-
tung widmen, denn die Bahnen geniessen den in der Wirtschaft na-
hezu einmaligen Vorzug, miteinander nicht im Wettbewerb zu stehen“ 
(zitiert nach: Armand 1964, S. 5).

Nicht ganz fünfzig Jahre später ist von dieser Grundhaltung nur 
noch wenig zu spüren: Im Februar 2008 fordert der französische 
Staatspräsident Nicolas Sarkozy in einer „lettre de mission“ an den 
neuen SNCF-Präsidenten Guillaume Pepy, die SNCF müsse „voll-
kommen ins Zeitalter von Entwicklung und Wettbewerb eintreten“ und 

„ein führendes öffentliches französisches Unternehmen auf europä-
ischer Ebene“ werden1 (Sarkozy 2008). Im März 2010 teilt Rüdiger 
Grube, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn, bei der Bilanz-
pressekonferenz seines Unternehmens die Einschätzung mit, dass 
eine Konsolidierungsphase in Europa bevorstehe, an deren Ende 
nur „ca. fünf grosse Bahnunternehmen“ übrig bleiben würden (Grube 
2010, S. 22).

Der Gegensatz zwischen diesen Aussagen weckt das Interesse 
daran, wie sich das Verhältnis zwischen den Eisenbahnunternehmen 
aus europäischen Ländern seit den Anfängen entwickelt und wie es 

1 Eigene Übersetzung.
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sich durch Liberalisierungsschritte verändert hat.
Dieser Frage soll die vorliegende Arbeit nachgehen. Dabei stehen 

vor allem die Rolle der ursprünglichen „Staatsbahnen“ und der Wett-
bewerb durch Aktivitäten ausserhalb des eigenen Landes im Mittel-
punkt des Interesses. Es werden in erster Linie die nationalen Bah-
nen aus Deutschland und Frankreich betrachtet, die als wirtschaftlich 
bedeutende Gründungsmitglieder der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und grosse „Eisenbahnländer“ in einem interessanten und 
gleichermassen durch Partnerschaft und Rivalität gekennzeichneten 
Verhältnis stehen. Daneben wird unter einzelnen Aspekten auch auf 
die Rolle von Bahnen aus der Schweiz eingegangen, die als bedeu-
tendes Transitland, aber auch durch ihre grenzüberschreitend tätigen 
Bahngesellschaften gut in den europäischen Eisenbahnverkehrs-
markt integriert ist.

Zunächst werden die Bestimmungsfaktoren für Konkurrenz und 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Eisenbahnwesen von 
seinen Anfängen bis vor dem Beginn der Liberalisierung untersucht. 
Anschliessend wird die Entwicklung der rechtlichen Grundlagen für 
die grenzüberschreitende Öffnung der Schienennetze dargestellt. Es 
folgt ein Versuch, ausgewählte Tendenzen der neueren Entwicklung 
bis in die Gegenwart zu identifi zieren und Ansätze für ihre ökonomi-
sche Einordnung zu liefern.

Die Arbeit schliesst mit einer persönlichen Stellungnahme zu aus-
gewählten Aspekten ab.
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2 Entwicklungen vor der Liberalisierung des Eisenbahn- 
wesens

2.1. Eisenbahnen und Staatsbildung

Von Louis Armand2, in den fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts 
Präsident des Internationalen Eisenbahnverbandes UIC, stammt die 
Feststellung, die Eisenbahnen hätten „die internationale Wesensart in 
die Wiege mitbekommen“ (Armand 1964, S. 15). Dieser Einschätzung 
folgend kann man annehmen, dass das Überwinden von Grenzen für 
die Bahngesellschaften stets von besonderem Interesse war und ist. 
Es ist deshalb reizvoll, die Interdependenzen zwischen der Entwick-
lung des Eisenbahnsystems und dem europäischen Einigungspro-
zess zu untersuchen. Von Interesse ist dabei neben der historischen 
Entwicklung an sich auch das Selbstverständnis der Akteure.

Ausgehend von England verbreitete sich die Idee eines Eisenbahn-
systems in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts recht schnell in Eu-
ropa. Quellen aus mehreren europäischen Ländern lassen erkennen, 
dass die Möglichkeit schneller, leistungsfähiger und kostengünstiger 
Verbindungen als Chance oder Voraussetzung für den Aufbau gros-
ser, leistungsfähiger Staaten gesehen wurde. Besonders stark wurde 
dies in den zu dieser Zeit noch ungeeinten deutschen Kleinstaaten 
empfunden. Sehr deutlich sind hier die Schriften des Unternehmers 
und Eisenbahnpioniers Friedrich List. So formuliert er in der Schrift 

„Das deutsche Eisenbahnsystem als Mittel zu Vervollkommnung der 
deutschen Industrie, des deutschen Zollvereins und des deutschen 
Nationalverbandes überhaupt“ (List 1841, S. 3 ff.): „Das Eisenbahn-
system und der Zollverein sind siamesische Zwillinge; [sie streben] 

2 Louis Armand, während des Zweiten Weltkrieges ein Initiator der „résistance fer“ 
(Lamming 2005), war ein begeisterter Europäer: Sein Buch „Plaidoyer pour l’avenir“ 
(Armand & Drancourt 1961) vermittelt einen optimistischen Ausblick auf die Zukunft 
und ruft zum Austausch zwischen den Kulturen auf.
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nach Vereinigung der deutschen Stämme zu einer großen und gebil-
deten, zu einer reichen, mächtigen und unantastbaren Nation“. Fried-
rich Lists Planungshorizont reichte durchaus über das eigene Land 
hinaus: In einer anderen Denkschrift (List 1833, S. 7) zitiert er einen 
Artikel (o. V. 1832), demzufolge „die Eisenbahnen in Verbindung mit 
den Dampfwagen, bestimmt sind, in der Geschichte der menschli-
chen Erfi ndungen eine nicht minder wichtige Rolle zu spielen, als die 
Presse und das Pulver, daß sie mit Einem Wort das Blutadersystem 
des europäischen Kontinents bilden werden“.

Auch jenseits des Rheins wird in dieser Zeit die Ansicht vertreten, 
dass die Verbreitung der Eisenbahnen eine staatliche Integration 
fördern könnte: So äussert der französische Ökonom Michel Che-
valier in einer Abhandlung die Hoffnung, dass die Eisenbahnen zur 
Überwindung von Grenzen und zur Bildung grösserer Staaten bis hin 
zur „association universelle“ beitragen könnten, und rechnet dabei 
anschaulich vor, wie ganz Westeuropa in der Zukunft dank schnel-
ler Verbindungen ebenso effi zient verwaltet werden könnte wie das 
Frankreich der (damaligen) Gegenwart (Chevalier 1838).

Dass die Internationalität der Eisenbahnen nicht nur idealisierend 
beschworen wurde, zeigen die grenzüberschreitenden Aktivitäten der 
Eisenbahnfi nanziers des 19. Jahrhunderts: Zu den grössten Investo-
ren zählte hier die Bankiersfamilie Rothschild, die in Zusammenarbeit 
mit den englischen Eisenbahnpionieren George und Robert Stephen-
son agierte und deren Aktivitäten sich – im direkten Engagement am 
Bau oder in Form von Beteiligungen – von Belgien, Frankreich und 
Deutschland über Österreich bis nach Spanien und Italien erstreckten 
(Roth 2005, S. 110 f.). Auch die Brüder Emile und Isaac Pereire als 
Konkurrenten der Rothschilds fi nanzierten mit ihrem „Crédit Mobilier“ 
Bahnen in Frankreich, Österreich, Spanien und Russland (ebenda, S. 
112).

Freilich ist der oft sehr enthusiastische Tenor der hier zitierten Quel-
len – bis hin zur Darstellung der Eisenbahn als segensreiches Mittel 
zur Hebung der Wohlfahrt in praktisch jeder Hinsicht in den Schriften 
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von Friedich List – wohl zumindest teilweise durch den Willen be-
gründet, die politischen Entscheidungsträger für den Eisenbahnbau 
zu gewinnen. Eine nüchternere – und aus heutiger Sicht etwas sar-
kastisch anmutende – Einschätzung fi ndet sich etwas später bei dem 
hochrangigen preussischen Bahnbeamten Arthur von Mayer (Mayer 
1891, S. 535):

„Sind sie [die Eisenbahnen] also bis jetzt auch noch nicht absolute 
Friedensbringer geworden, so tragen sie doch wesentlich zur Abkür-
zung der grossen Kriege [...] bei“.

Trotzdem darf man auch bei nüchterner Betrachtung wohl anneh-
men, dass die Verbreitung der Eisenbahn wesentlich zum politischen 
und wirtschaftlichen Zusammenwachsen Europas und der europä-
ischen Staaten selbst beigetragen hat (vgl. Hürlimann 2007, S. 48). 
Allerdings ist die Abhängigkeit von Eisenbahnbau und wirtschaftlicher 
und politischer Einigung eine gegenseitige: So wird die Schaffung 
eines ausreichend grossen Marktes durch den Zollverein in Deutsch-
land 1834 als Voraussetzung für eine Zunahme des Handelsvolu-
mens angesehen, was die Entwicklung eines umfassenden Eisen-
bahnsystems gefördert habe (Heinze & Kill 1988, S. 109).

2.2 Ökonomische Dimensionen des Eisenbahnwesens im 19. 
Jahrhundert

2.2.1 Privat- oder Staatsbahn?
Die ersten europäischen Eisenbahnunternehmungen wurden über-

wiegend privat fi nanziert. Erst mit der Zeit begann der Weg zu über-
wiegend staatlichen nationalen Eisenbahnsystemen, die bis heute 
der Normalfall in Europa sind. Ein Argument für die Befürworter einer 
staatlichen Finanzierung der Bahnen war die Hoffnung auf ein gu-
tes Geschäft für den Staat, die angesichts der Gewinne der privaten 
Unternehmer gerechtfertigt schien (Lang 2008, S. 6). Dazu kam der 
Wunsch, durch staatliche Eingriffe die mangelnde Kooperationsbe-
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reitschaft zwischen konkurrierenden privaten Bahnen zu überwinden 
(ebenda, S. 9, siehe folgender Abschnitt).

In Deutschland gab es schon früh auch staatliche Bahnen (Dum-
jahn 1984, S. vii). Nach 1848 begann in Preussen eine „schleichen-
de Verstaatlichung“, bei der der Staat fi nanzielle Schiefl agen privater 
Bahnen ausnutzte, um dort die Kontrolle zu übernehmen (Lang 2008, 
S. 8 f.). Nach der Reichsgründung 1871 setzten sich staatlich kontrol-
lierte Bahnen in den deutschen Ländern durch (Heinze & Kill 1988, 
S. 126). Die Zusammenfassung dieser Bahnen der Länder 1920 war 
eine Folge des Ersten Weltkrieges, dabei wurden der neu geschaf-
fenen Deutschen Reichsbahn Reparationsverpfl ichtungen auferlegt 
(ebenda, S. 127).

In Frankreich gab es zwar schon früh Pläne für ein nationales Ei-
senbahnsystem und Befürworter für seine staatliche Finanzierung 
(Caron 1988, S. 69-78). Zunächst entstanden aber auch hier vor al-
lem private Bahngesellschaften, die zeitlich beschränkte Konzessio-
nen erhielten. Einige in ihrer Existenz gefährdete Bahngesellschaften 
wurden ab 1878 vom Staat aufgekauft (Lang 2008, S. 14). Daneben 
gerieten aber auch weiterhin privat betriebene Bahnen in zunehmen-
de Abhängigkeit vom Staat, seit sie staatliche Zinsgarantien in An-
spruch nehmen konnten, die an Aufl agen für den Betrieb der Strek-
ken gekoppelt waren (Caron 1988, S. 69-70). Ab 1883 entstanden 
zusätzlich staatlich fi nanzierte Eisenbahnstrecken (ebenda). In dieser 
Zeit war nicht mehr die Aussicht auf Einnahmen ausschlaggebend, 
sondern die Absicht, das Netz durch Querverbindungen zu vervoll-
ständigen; der Staat baute hier bewusst unrentable Linien (vgl. Lang 
2008, S. 9-11). Die fi nanzielle Lage der Bahnen verschlechterte sich 
nach dem Ersten Weltkrieg durch die steigende Konkurrenz durch 
den Strassenverkehr und durch nicht kostendeckenden Betrieb unter 
staatlichem Einfl uss; 1937 wurden die Bahnen verstaatlicht (Caron 
1988, S. 99 f.).

In der Schweiz war zunächst „[d]er Bau und Betrieb von Eisen-
bahnen [...] den Kantonen, beziehungsweise der Privattätigkeit 
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vorbehalten“3 (zitiert nach: Ferber 1965, S. 7). Nach einer anfänglich 
grossen Zahl privater Bahngründungen wurden die Bahnen ab 1902 
teilweise vom Staat erworben und in den SBB zusammengefasst (Fer-
ber 1965, S. 10 ff.). Allerdings bestehen bis heute die Bundesbahnen 
und verschiedene Privatbahnen (die allerdings zum Teil mehrheitlich 
im Besitz der Kantone und Gemeinden sind) nebeneinander.

2.2.2 Konkurrenz
Vor allem in den Anfängen des Eisenbahnbaus wurden neue Linien 

vor allem in der Absicht geplant, Vorteile im Wettbewerb mit ande-
ren Städten zu erreichen; eine weitsichtigere Planung im Sinne von 
Friedlich List fand zunächst keine breite Zustimmung (Heinze & Kill 
1988, S. 115). Die fehlende Koordination war vor allem in Deutsch-
land teilweise durch kleinstaatliches Denken bedingt (vgl. Lang 2008, 
S. 6). Wettbewerbsdenken zwischen den Bahngesellschaften führte 
hier dazu, dass konkurrierende Strecken entstanden (Roth 2005, S. 
116). In der Schweiz wurde noch in den 1870er Jahren die Natio-
nalbahn gezielt als Parallele zu bestehenden Verbindungen gebaut 
(Ferber 1965, S. 8). In Frankreich wurde der Bau konkurrierender 
Strecken ungewollt begünstigt, als kleinere Verwaltungseinheiten 
(Départements und Gemeinden) mehr Kompetenzen für die Erteilung 
von Konzessionen erhielten; diese Regelung wurde deshalb wieder 
zurückgenommen (Lang 2008, S. 11-12). Um unerwünschter Strek-
kenkonkurrenz entgegenzutreten, wurden in Frankreich ausserdem 
Zonen festgelegt, innerhalb derer eine Gesellschaft ein Monopol hat-
te (vgl. Caron 1988, S. 69).

Die Konkurrenz zwischen Strecken war nicht nur eine Angelegen-
heit zwischen Unternehmern innerhalb eines Landes. Es war auch 
ein nationales Anliegen, das Abwandern von Verkehr auf andere Län-
der zu verhindern. So gab in Deutschland Friedrich List bei der Dis-
kussion um den Bau der Badischen Hauptbahn zu bedenken: „Eine 
3 Bundesgesetz „über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen auf dem Gebiete der 
Eidgenossenschaft“ vom 28. Juli 1852.
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andere Route von Straßburg nach Basel würde den größten Theil des 
Personenverkehrs auf die linke Seite des Rheins ziehen“ (List 1836, 
S. 5). In der Schweiz sollte die Gotthardbahn mit anderen Alpenüber-
gängen an Brenner und Mont Cenis konkurrieren (Leuzinger 1950, S. 
54). Der französische Politiker Adolphe Thiers entwickelte 1833 seine 
Vorstellungen einer Verbindung zwischen Le Havre und Algier, die 
verhindern würde, dass ein grosser Anteil des europäischen Handels-
volumens „in die Hände Deutschlands4“ fallen könnte (zitiert nach: 
Mitchell 2000, S. 5).

Neben dem Wettbewerb der Bahnen untereinander gab es auch 
Konkurrenzdruck durch andere Verkehrsträger. Um beim Transport 
von Massengütern mit der Schiffahrt konkurrieren zu können, wurden 
sehr billige Sonderpreise für den Kohletransport eingeführt (ebenda, 
S. 121). In den 1920er Jahren wurde der Wettbewerbsdruck durch 
die Strasse immer stärker (ebenda, S. 131).

Aus heutiger Sicht spielt bei der Regelung des Wettbewerbs zwi-
schen Bahngesellschaften die Frage des Zugangs zum Schiennetz 
eine wichtige Rolle. Aus dieser Perspektive ist interessant, dass 
schon das preussische Eisenbahngesetz von 1838 (Königreich Preu-
ßen 1838) eine Bestimmung (§ 27) enthielt, die den Zugang von Dritt-
unternehmen zum Bahnnetz vorsah. Allerdings war diese Regelung 
in dieser Zeit praktisch bedeutungslos (Lang 2008, S. 6).

2.2.3 Vertikale Aufstellung
Schon die ersten Bahngesellschaften betrieben nicht nur Züge; 

sie arbeiteten auch mit Fuhrunternehmern zusammen, um Güter 
vom Versender zum Bahnhof und vom Zielbahnhof zum Empfänger 
liefern zu können (Schmitz 1957, S. 21). In Deutschland führte die 
immer engere Angliederung der Spediteure 1931 zur gemeinsamen 
Gründung der Deutschen Bahnspedition durch die Deutsche 
Reichsbahn und die Spedition Schenker & Co. (ebenda, S. 28). Ab 
den 1920er Jahren betrieb die Reichsbahn auch Omnibuslinien (DB 
4 Eigene Übersetzung aus dem Englischen, Original französisch.
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2010a). Ein aussergewöhnliches Beispiel einer sehr stark vertikalen 
Aufstellung stellen die Aktivitäten des „Eisenbahnkönigs“ Bethel Henry 
Strousberg dar, der nicht nur die Lokomotiven für seine Bahnlinien 
in eigenen Werken fertigen und mit Kohle aus eigenen Gruben 
versorgen liess, sondern auch eine Markthalle in Berlin unterhielt, die 
auf dem Schienenweg mit dem Fang seiner eigenen Flotte versorgt 
wurde (Roth 2005, S. 120).

2.3 Frühe Kooperationen

Trotz des teilweise starken Konkurrenzkampfes gab es schon früh 
auch einen Austausch zwischen den Bahngesellschaften, zunächst 
auf nationaler Ebene. In Deutschland bemühten sich ab 1847 Ver-
bände um technische Standards, um Züge auf den Linien mehrerer 
Gesellschaften einsetzen zu können (Heinze & Kill 1988, S. 126). 
Diese technische Zusammenarbeit wurde ab 1882 auf internationa-
ler Ebene durch die „Technische Einheit“ weiterentwickelt, die Nor-
men für Schiene und Rollmaterial festlegte (Armand 1964, S. 15). Ab 
1872 stimmten europäische Bahnen durch Fahrplankonferenzen ihre 
Verbindungen aufeinander ab, und die Gründung des Internationa-
len Personen- und Gepäckwagenverbandes 1921 und des Interna-
tionalen Güterwagenverbandes 1922 erleichterten den Austausch 
von Rollmaterial (ebenda). Der Internationale Eisenbahnverband UIC 
wurde 1922 gegründet; zu seinen heute 200 Mitgliedern gehören alle 
nationalen europäischen Bahngesellschaften (International Union of 
Railways 2010).

Die Ausstellung internationaler Fahrscheine wurde dadurch erleich-
tert, dass die Bahnen ab 1959 Tafeln zur Berechnung der nationalen 
Streckenanteile nach einem einheitlichen Verfahren austauschten 
(Jäntschi-Haucke 1991, S. 124). Seit 1956 besteht die Finanzierungs-
gesellschaft EUROFIMA. An ihr sind derzeit 26 nationale Eisenbahn-
gesellschaften beteiligt; die grössten Anteile besitzen die DB und 
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die SNCF (EUROFIMA 2010). Sie bestellte für die Bahnen zum Teil 
gemeinsam einheitliche Wagen bis hin zur identischen Lackierung; 
später beschränkte sich die EUROFIMA allerdings eher auf die Fi-
nanzierung der Aufträge (Jäntschi-Haucke 1991, S. 138).

Ein für die Fahrgäste deutlich sichtbares Ergebnis der internatio-
nalen Zusammenarbeit war der ab 1957 eingeführte „Trans-Europ-
Express“ (Jäntschi-Haucke 1991, S. 118 ff.): Züge mit einheitlichem 
Erscheinungsbild verkehrten schnell und komfortabel zwischen acht 
europäischen Ländern. Das ursprüngliche Konzept wurde allerdings 
immer mehr aufgeweicht und am Ende der 1970er Jahre bis auf ein-
zelne Verbindungen aufgelöst. In gewisser Weise wurde die Idee 
grenzüberschreitender Züge mit defi niertem Qualitätsstandard ab 
1985 mit dem „EuroCity“ wieder aufgegriffen (ebenda).

Für den grenzüberschreitenden Transport von Containern grün-
deten mehrere europäische Bahnen 1967 die gemeinsame Tochter-
gesellschaft Intercontainer (ebenda, S. 139)5. Zwischen einzelnen 
Ländern gab es Abkommen, die die Grenzabfertigung beschleunigen 
sollten. Neben organisatorischen Hürden für den grenzüberschrei-
tenden Verkehr gab es aber auch technische Schwierigkeiten durch 
unterschiedliche Stromsysteme (mit Ausnahme der gleichen Span-
nung und Frequenz von 15.000 V und 16 2/3 Hz in den benachbar-
ten Ländern Deutschland, der Schweiz und Österreich). Allerdings 
wurden schon in den frühen Jahren der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft Lokomotiven angeschafft, die auch in Frankreich (25.000 
V und 50 Hz) fahren konnten, bei der Deutschen Bundesbahn z. B. ab 
1960 (Tiffe 1985, S. 131).

Ein bedeutenderes technisches Hindernis für den grenzüberschrei-
tenden Einsatz von Lokomotiven und Triebwagen ergab sich ab unge-
fähr 1960 aufgrund des gestiegenen Verkehrsaufkommens. Für eine 

5 Es gab und gibt besonders im grenzüberschreitenden Schienengüterverkehr 
eine Vielzahl von gemeinsamen Angeboten. Ihre Entwicklung bis 1991 wird in 
der Dissertation von Karin Jäntschi-Haucke (Jäntschi-Haucke 1991) ausführlich 
dargestellt.
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dichtere Zugfolge und höhere Geschwindigkeiten wurden nun zusätz-
liche Signalisations- und Sicherungssysteme notwendig. Koordiniert 
durch die UIC arbeiteten zwar einige Bahnen bei der Entwicklung 
solcher Systeme zusammen, ein einheitliches System konnte sich 
aber nicht durchsetzen (Hürlimann 2007, S. 79-116). Die Deutsche 
Bundesbahn entwickelte ihre „linienförmige Zugbeeinfl ussung“ für 
Geschwindigkeiten bis 200 km/h schliesslich ohne Rücksicht auf die 
anfängliche Kooperation mit den SBB im Alleingang weiter (ebenda).

Zusätzlich zur Zusammenarbeit zwischen den Eisenbahnen selbst 
wurden Massnahmen zur Verbesserung des internationalen Verkehrs 
auch durch die Politik vorangetrieben. Hier sind insbesondere Gros-
sprojekte zu nennen: So kam 1986 der Vertrag zwischen Frankreich 
und Grossbritannien über den Bau des Ärmelkanaltunnels zustande6 
(Cohen-Solal & Sasso 1994). 1989 wurde die Initiative für die TGV/
ICE-Hochgeschwindigkeitsverbindung zwischen Paris und Südwest-
deutschland ergriffen (Jäntschi-Haucke 1991, S. 108).

2.4 Der Monopol- und Wettbewerbsbegriff bis in die 1990er Jahre

In der Entstehungszeit des Eisenbahnwesens (vgl. Abschnitt 2.2.2) 
konkurrierten verschiedene Bahngesellschaften auf dem Markt für 
schnellen7 Landverkehr, andere Verkehrsträger stellten aber noch 
keine nennenswerte Konkurrenz dar. Es bestand insofern ein Mono-
pol des Eisenbahnwesens insgesamt, das erst ab etwa 1920 durch 
den Strassenverkehr ernsthaft gefährdet wurde (vgl. Armand 1964, 
S. 36). Zu dieser Zeit war aber durch Konzentrationen und die schon 
fortgeschrittene Verstaatlichung der Wettbewerb zwischen den Bah-
nen nicht mehr bedeutend (vgl. Abschnitt 2.2.1). In der Literatur 
aus der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg fi ndet sich häufi g die Be-
6 Zu erwähnen wären hier noch die vielen, teils Jahrhunderte alten, gescheiterten 
Pläne für einen Kanaltunnel (Cohen-Solal & Sasso 1994).
7 Für den Transport von Massengütern konkurrierte die Bahn allerdings mit dem 
Binnenschiffsverkehr (Heinze & Kill 1988, S. 121).
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merkung, die Bahnen hätten „ihr Transportmonopol verloren“ (z. B. 
Ferber 1965, S. 6). Bis hinein in die 1990er Jahre (z. B. in gewisser 
Weise Jäntschi-Haucke 1991) beziehen sich solche Aussagen fast 
immer auf die intermodale Konkurrenz durch den Strassenverkehr. 
Die Möglichkeit einer Konkurrenz zwischen den Bahnen wird in Pu-
blikationen aus dieser Zeit nur selten erwähnt und dann zumindest 
von Bahnvertretern negativ bewertet: So verortete die UIC 1951 ihr 
Selbstverständnis „[a]bseits von jedweder unfruchtbaren Kampf- und 
Wettbewerbseinstellung“ (Internationaler Eisenbahnverband 1951, S. 
3); in einer UIC-Publikation von 1964 (Armand 1964, S. 20) ist die 
Rede von „tarifl iche[r] Zusammenarbeit, um eine abträgliche Konkur-
renz zwischen den Eisenbahnen auszuschliessen“ (siehe auch das 
Zitat Louis Armands in Abschnitt 1). 

Die Bahnen erklärten in dieser Zeit durchaus ihre Bereitschaft zum 
Wettbewerb mit anderen Verkehrsträgern. Dabei forderten sie aller-
dings faire Bedingungen, insbesondere mehr unternehmerische Frei-
heiten, eine Abgeltung ihrer gemeinwirtschaftlichen Leistungen und 
eine gerechte Anlastung der Infrastrukturkosten auch für den Stras-
senverkehr (z. B. Internationaler Eisenbahnverband 1951; Armand 
1964, S. 38).

Entsprechend dieser Vorgeschichte wiesen Vertreter der etablier-
ten Bahnen zu Beginn der Liberalisierung des Eisenbahnwesens in 
den 1990er Jahren darauf hin, dass der Wettbewerbsgedanke für sie 
nicht neu sei. Die Forderung nach fairen Bedingungen müsse nun 
allerdings nicht nur inter- sondern auch intramodal herrschen8.

8 Beispielsweise Heinz Dürr als Vertreter der Deutschen Bahn 1998: „Die Eisenbahnen 
haben, entgegen allen interessengeleiteten Behauptungen, kein Monopol. Im 
Gegenteil: Alle Leistungen, die das System Eisenbahn erbringen kann, werden auch 
von anderen Verkehrsträgern angeboten. Die Eisenbahnen stehen seit Jahrzehnten 
in einem gnadenlosen Wettbewerb“ (Dürr 1998).
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3. Gemeinschaftsrechtliche Rahmenbedingungen der 
Liberalisierung

3.1 Entwicklung bis in die 1980er Jahre

Im Prinzip enthielt schon der Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft von 1957 (Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft 1957) die Grundlage für eine Öffnung der Verkehrs-
märkte, allerdings lediglich in der Form einer Absichtserklärung: Ge-
mäss Artikel 75 sollte innerhalb von zwölf Jahren9 die „Zulassung von 
Verkehrsunternehmern zum Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, 
in dem sie nicht ansässig sind“, geregelt werden. Dabei sollte „unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten des Verkehrs“ vorgegangen 
werden.

Dass zu diesem Zeitpunkt keine konkreteren Bestimmungen ver-
einbart wurden, ist möglicherweise durch sehr unterschiedliche Posi-
tionen der Gründungsmitglieder der EWG zu erklären: Hier standen 
Frankreich und Deutschland, die die Gemeinwirtschaftlichkeit des 
öffentlichen Verkehrs verteidigten, den Niederlanden als Befürwor-
tern einer stärkeren Liberalisierung gegenüber (Lang 2008, S. 31). 
Da spezifi sche Bestimmungen zum Verkehr fehlten, wären in Fragen 
des Wettbewerbs zwischen Verkehrsunternehmen also unter Um-
ständen die allgemeinen Wettbewerbsvorschriften des EWG-Vertra-
ges massgeblich gewesen.

Die Verordnung Nr. 141 von 1962 (Rat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft 1962) nahm allerdings alle Verkehrsunterneh-
men zunächst von diesen Wettbewerbsregeln aus. Diese befristete 
Ausnahme wurde mehrfach verlängert, bis 1968 mit der Verordnung 
Nr. 1017/68 (Rat der Europäischen Gemeinschaften 1968) beson-
dere Regeln für die Zusammenarbeit von Verkehrsunternehmen 

9 Dies war die Übergangsfrist für die Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes 
gemäss Artikel 8 des EWG-Vertrages.
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vorgelegt wurden. Diese Verordnung erlaubte explizit die technische 
Zusammenarbeit durch Normierung, den Austausch von Fahrzeugen, 
die Vereinbarung „einheitlicher Regeln für die Struktur der Beförde-
rungstarife“ (allerdings nicht die Absprache der Preise selbst) und die 
Abstimmung von Fahrplänen. Sie trug damit der bisher praktizierten 
Kooperation zwischen den Bahnen Rechnung.

Im Rat kam weit über das Ende der vorgesehenen Übergangszeit 
hinaus kein Beschluss zustande, der die im Vertrag geforderte „Ge-
meinsame Verkehrspolitik“ verwirklicht hätte. Das Europäische Parla-
ment forderte den Rat ab 1968 in verschiedenen Entschlüssen zum 
Handeln auf; letztlich erhob es 1983 eine Untätigkeitsklage gegen 
den Rat und gewann das Verfahren 1985 (Europäischer Gerichtshof 
1985).

3.2. Reformen nach dem Untätigkeitsurteil von 1985

3.2.1 Die Strukturreform von 1991
Nach dem Urteil des Gerichtshofes zeichneten sich die ersten 

Schritte in Richtung einer Liberalisierung des Eisenbahnwesens 
ab. Dieser Wandel vollzog sich im Kontext der Veröffentlichung des 
Weissbuchs der Kommission über die Verwirklichung des Binnen-
marktes (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 1985) und 
der Einheitlichen Europäischen Akte (Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft 1987; vgl. European Conference of Ministers of Transport 
2002, S. 5).

Die erste wesentliche Veränderung hin zur Liberalisierung des Ei-
senbahnwesens brachte die Richtlinie 91/440/EWG (Rat der Europä-
ischen Gemeinschaften 1991). Sie schrieb die folgenden Grundsätze 
vor:

- Die Eisenbahnunternehmen sollten grundsätzlich unterneh-
merisch wirtschaften.

- Die Bahnen sollten einen vom Staat unabhängigen fi nanziel-
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len Status erhalten und von ihren Schulden befreit werden.
- Es war eine getrennte Rechnungsführung für Erhalt und Aus-

bau der Eisenbahninfrastruktur einerseits und den Betrieb der 
Züge andererseits einzuführen.

- Die Staatsbahnen sollten das Schienennetz gemäss Artikel 
10 der Richtlinie auch anderen Eisenbahnunternehmen zu-
gänglich machen; allerdings zunächst nur für „internationale 
Gruppierungen“, also für Zusammenschlüsse aus Eisenbahn-
unternehmen verschiedener Länder und für den grenzüber-
schreitenden kombinierten Güterverkehr.

Die Staaten setzten diese Trennung unterschiedlich um (Raynard 
2008, S. 1): In Deutschland wurde der „Geschäftsbereich Netz“ in 
eigener Rechtsform innerhalb der DB ausgegliedert. Neben Italien 
wählte auch die Schweiz als Nicht-EG-Land freiwillig dieses Verfah-
ren. In anderen Ländern (Dänemark, Finnland, Frankreich, Nieder-
lande, Portugal, Spanien, Schweden) wurden rechtlich unabhängige 
Netzgesellschaften in staatlicher Hand geschaffen. In Grossbritanni-
en entstand im Rahmen der Bahnreform eine private Infrastrukturge-
sellschaft.

3.2.2 Mehr Wettbewerb: Die „Eisenbahnpakete“
Die Richtlinie 91/440/EWG hatte grundsätzlich erste Möglichkeiten 

für die Kabotage10 geschaffen, also für das Betreiben von Zügen in 
anderen Ländern. Diese Möglichkeiten wurden mit der zum soge-
nannten „Ersten Eisenbahnpaket“ gehörenden Änderungsrichtlinie 
2001/12/EG11 (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen 
Union 2001a) ausgeweitet: Sie gewährte den Eisenbahnunterneh-
men im Güterverkehr freien Zugang zu einer als „Transeuropäisches 
10 Ursprünglich stand das französische Wort „cabotage“ für die Schifffahrt in der 
Nähe der Küste, also von einem „cabo“ (spanisch für Landspitze) zum nächsten (vgl. 
Robert, Rey & Rey Debove 1989).
11 Die Richtlinie war bis zum 15. März 2003 umzusetzen.
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Schienengüternetz“ bezeichneten und im Anhang der Richtlinie de-
fi nierten Auswahl von Strecken. Dieses Teilnetz umfasste insbeson-
dere auch die Verbindungen zu den europäischen Seehäfen. Spä-
testens ab dem 15. März 2008 sollte Zugang zum gesamten Netz 
bestehen. Die ebenfalls 2001 verabschiedete Richtlinie 2001/14/EG 
(Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2001b) 
regelte die „Zuweisung von Fahrwegkapazität“, also das Vorgehen 
bei der Trassenbestellung und die Grundlagen für die Erhebung der 
Nutzungsgebühren.

Im Rahmen des sogenannten „Zweiten Eisenbahnpakets“ wurde 
die Öffnung der Schienennetze durch die Richtlinie 2004/51/EG (Eu-
ropäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2004) noch 
einmal beschleunigt: Im grenzüberschreitenden Güterverkehr sollte 
nun spätestens zum 1. Januar 2006 Zugang zum gesamten Netz 
bestehen; ab dem 1. Januar 2007 sollte dieser Zugang auch für nicht 
grenzüberschreitende Transporte eines Eisenbahnunternehmens 
in einem anderen EU-Land gelten. In den Abstimmungen über das 
Zweite Eisenbahnpaket wurden Differenzen zwischen den Ländern 
deutlich: So sprach sich Frankreich zwar nicht grundsätzlich gegen 
die Liberalisierung aus, wollte aber gern die Auswirkungen des Er-
sten Eisenbahnpaketes abwarten (o. V. 2003a).

Mit der Richtlinie 2007/58/EG (Europäisches Parlament und Rat 
der Europäischen Union 2007) als Teil des „Dritten Eisenbahnpakets“ 
wurde auch der Schienenpersonenverkehr geöffnet: Seit dem 1. Ja-
nuar 2010 dürfen Eisenbahnunternehmen, die grenzüberschreitende 
Züge in ein anderes EU-Land fahren lassen, in diesem anderen Land 
Fahrgäste ein- und aussteigen lassen. Eine vollkommene Freigabe 
des Personenverkehrs auch für nicht grenzüberschreitende Verbin-
dungen ist allerdings bisher nicht erfolgt.

Derzeit (Stand Juli 2011) steht eine Neufassung des „ersten Ei-
senbahnpakets“ zur Diskussion. Die Kommission begründet ihre Ent-
scheidung für einen neuen Richtlinienentwurf „zur Schaffung eines 
einheitlichen europäischen Eisenbahnraums“ (Europäische Kommis-
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sion 2010) mit dem Wunsch, die bestehenden Bestimmungen klarer 
und unmissverständlicher zu formulieren, um ihre einheitliche Umset-
zung in den Mitgliedsländern der EU zu erleichtern.

3.2.3 Bestimmungen im Verhältnis von Schweiz und EU
In Artikel 13 des Abkommens zwischen der Europäischen Wirt-

schaftsgemeinschaft und der Schweiz von 1992 (Rat der Europä-
ischen Gemeinschaften und Schweizerischer Bundesrat 1992) er-
klärten die Vertragsparteien die Absicht, sich gegenseitig den Zu-
gang zum Verkehrsmarkt zu gewähren. Aufgrund der Ablehnung des 
Beitritts zum Europäischen Wirtschaftsraum durch das Schweizer 
Stimmvolk kam diese Öffnung zunächst nicht zustande.

Die Schweiz gab allerdings 1999 freiwillig ihr Schienennetz für Gü-
terzüge aus anderen Ländern frei, noch bevor das Landverkehrsab-
kommen mit der EU von 2002 (Schweizerische Eidgenossenschaft 
und Europäische Gemeinschaft 2002) den gegenseitigen Zugang 
zum Schienennetz im Güterverkehr regelte. Im Personenverkehr be-
steht derzeit allerdings kein freier Zugang zum Schweizer Bahnnetz.

4 Neuere Tendenzen seit den 1990er Jahren

4.1 Zunahme von Gemeinschaftsunternehmen

Die anfängliche Zusammenarbeit zwischen den europäischen 
Bahnen war teilweise ziemlich einfach organisiert. Ein gängiges Ver-
fahren war der „Naturalausgleich“: Für grenzüberschreitende Züge 
wurde in einem Ausgleichsbüro ermittelt, wie viele Wagen einer 
Bahngesellschaft auf dem Netz einer ausländischen Bahn unterwegs 
waren. Die Bahnen beglichen ihre Verbindlichkeiten dann am liebsten 
ohne Zahlungen dadurch, dass sie der betroffenen Bahn die gleiche 
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Anzahl von „Wagentagen“ auf ihrem Netz gewährten (Armand 1964, 
S. 87). Dieses Verfahren gelangt allerdings an seine Grenzen, wenn 
das ausgetauschte Material nicht gleichwertig ist oder wenn der Bei-
trag eines Unternehmens in einer Kooperation wesentlich grösser ist 
als der des anderen – zum Beispiel bei Hochgeschwindigkeitszügen 
(Jäntschi-Haucke 1991, S. 224).

Seit den 1990er Jahren gründeten die Bahnen vermehrt gemeinsa-
me Tochtergesellschaften. Tabelle 4-1 gibt eine Übersicht über eine 
Auswahl solcher Gemeinschaftsunternehmen für den grenzüber-
schreitenden Personenverkehr.

Tabelle 4-1: 
 
Unternehmen Betriebene Verbindung Beteiligte Gründung
Alleo GmbH TGV- und ICE-Züge zwischen Paris 

und Deutschland 
DB (50%) SNCF (50%) 2006 

Thalys International Thalys-Hochgeschwindkeitszüge 
zwischen Paris und Deutschland, 
Belgien und den Niederlanden 

SNCF (62%), SNCB 
(28%), DB (10%) 

1996 

Lyria SAS (zuvor 
Interessengemeinschaft 
TGV Francs-Suisse) 

TGV-Lyria-Züge zwischen 
Frankreich und der Schweiz 

SNCF (74%), SBB (26%) 2002 
(1993) 

Eurostar International 
Limited 

Verbindungen durch den 
Ärmelkanaltunnel zwischen 
London, Paris und Brüssel 

SNCF (55%), LCR (40%), 
SNCB (5%) 

2010 
(1994) 

 
Tabelle 4-1: Auswahl von gemeinsamen Tochtergesellschaften der deutschen, fran-
zösischen und Schweizer Bahnen für den grenzüberschreitenden Personenverkehr. 
Jahreszahlen in Klammern geben das Gründungsjahr von Vorgängergesellschaften 
an (Quellen: Ory 2010a; Thalys International 2010; Schmitt 2010; Invest in France 
Agency o. J.; TGV Lyria 2010; Lang 2008, S. 150). 

Meistens wird mit den Namen der gemeinsamen Gesellschaften 
geworben. Das deutsch-französische Gemeinschaftsunternehmen 
Alleo, das die grenzüberschreitenden TGV- und ICE-Züge von Paris 
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nach Deutschland betreibt, tritt gegenüber den Fahrgästen allerdings 
nicht in Erscheinung. Die Eurostar-Züge zwischen Brüssel, Paris und 
London wurden anfangs in einer vergleichsweise lockeren Koopera-
tion zwischen der SNCF, der britischen LCR-Tochter EUKL und der 
belgischen SNCB betrieben; jede der Bahnen brachte ihr eigenes 
Rollmaterial ein (Ory 2010a). 2010 wurde diese Zusammenarbeit 
durch die Gründung der Eurostar International Limited auf eine neue 
rechtliche Grundlage gestellt (ebenda). Im Juli 2010 unterzeichneten 
DB und SBB ein „Memorandum of Understanding“ zur Gründung ei-
ner zu 60% von den SBB gehaltenen Tochtergesellschaft, über die 
der grenzüberschreitende Fernverkehr ausgeweitet werden soll (DB 
2010b).

Nicht immer haben die neuen Gemeinschaftsunternehmen Be-
stand: So entschieden sich SBB und Trenitalia 2009, die gemeinsa-
me Tochtergesellschaft Cisalpino aufzulösen. Die gemeinsam an-
geschafften Züge teilten die Bahnen unter sich auf und kooperieren 
seitdem bei grenzüberschreitenden Verbindungen wieder wie vor der 
Gründung (SBB 2010a, S. 25). Vorausgegangen waren der Entschei-
dung Vorwürfe der Schweizer Seite wegen schlechter Wartung der 
Züge durch ihren Partner (Rellstab 2009).

4.2 Expansionsstrategien

4.2.1 Internationalisierung
Mehrere staatliche Bahnen haben angesichts der Aussicht auf zu-

nehmende Konkurrenz im eigenen Land eine internationale Wachs-
tumsstrategie eingeschlagen und ausländische Eisenbahngesell-
schaften ganz oder teilweise übernommen. Als am stärksten interna-
tional aufgestellt gilt hier heute die Deutsche Bahn (Dumont & Kempf 
2008). Unter den Zukäufen waren dabei auch Teile ursprünglich staat-
licher Bahnen; so ist die ehemalige Güterverkehrsgesellschaft der 
niederländischen Nederlandse Spoorwegen mittlerweile vollständig 
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in den DB-Konzern integriert (DB 2004, S. 71). Nicht weniger interna-
tionale Expansionsziele verfolgt die SNCF. Eine Zielvorgabe lieferte 
der französische Staatspräsident Sarkozy mit der anfangs erwähnten 

„lettre de mission“ an den SNCF-Vorsitzenden Guillaume Pepy kurz 
nach dessen Amtsantritt (Sarkozy 2008): Danach sollte die SNCF ein 

„führendes Unternehmen in Fracht und Logistik werden“12, und zwar 
mindestens „auf europäischer Ebene“. Es ist derzeit das erklärte Ziel 
der SNCF, zukünftig 20% des Umsatzes im Ausland, grösstenteils in 
Europa, erwirtschaften zu wollen (Dumont 2010).

Auch die SBB haben sich im Lauf der letzten Jahre durch Tochter-
gesellschaften in Deutschland und Italien und durch neue Koopera-
tionen internationaler aufgestellt. Ihr nach aussen getragenes Selbst-
verständnis ist aber im Vergleich zu DB und SNCF weniger aggressiv: 
So ist die Haltung des derzeitigen SBB-Chefs Andreas Meyer, man 
wolle „nicht Europa erobern, sondern international mit anderen Bah-
nen zusammenarbeiten.“ (SBB 2009).

Zu der tatsächlichen internationalen Expansion kommt noch eine 
symbolische Internationalisierung: Es lässt sich der Versuch der Bah-
nen erkennen, für ihre internationalen Geschäftsbereiche neue Mar-
kennamen zu etablieren, in denen der Name des eigenen Landes 
nicht mehr vorkommt: So liessen die Deutsche Bahn und die nieder-
ländischen Nederlandse Spoorwegen beim Zusammenschluss ihrer 
Güterverkehrsbereiche 1999 den Namen „Railion“ auswählen (o. V. 
1999). Auch im Personenverkehr tritt die Deutsche Bahn seit 2000 
bevorzugt nur als „(Die) Bahn“ auf (vgl. o. V. 2000). Der Name „Green 
Cargo“ für die im Besitz des schwedischen Staates befi ndliche Güter-
bahn (Green Cargo 2010) oder die Marke „Captrain“ für ausländische 
Güterverkehrstöchter der SNCF (SNCF 2010a) sind weitere Beispie-
le.

12 Eigene Übersetzung.
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4.2.2 Vertikalisierung
Mit der zuvor beschriebenen Internationalisierung stossen die eu-

ropäischen Bahnen immer mehr in Bereiche vor, die über das Ei-
senbahnwesen im engeren Sinne hinausgehen. Diese Entwicklung 
deutete der Vorstandsvorsitzende der Deutschen Bahn Heinz Dürr 
schon im Geschäftsbericht 1996 mit dem breit formulierten Ziel an, 
zum „Verkehrs- und Dienstleistungskonzern Nr. 1“ aufzusteigen (zi-
tiert nach: Engartner 2008, S. 193). Dass die deutschen und franzö-
schen Bahnen heute beide auf eine Präsenz in über hundert Ländern 
verweisen können (DB Mobility Logistics 2010, S. 34; SNCF 2010b, 
S. 16), verdanken sie vor allem der Beteiligung an bedeutenden Lo-
gistikunternehmen. Die Entscheidung für eine so breite Aufstellung 
bedeutete auch eine Rücknahme zuvor erfolgter Konsolidierungs-
schritte: Noch 1991 hatte die damalige Deutsche Bundesbahn die 
Spedition Schenker verkauft (Engartner 2008, S. 194), mit der sie 
eine langjährige Zusammenarbeit verbunden hatte (siehe Abschnitt 
2.2.3). Ab 2002 begann der Rückkauf13; weitere Übernahmen von 
Logistikunternehmen wie Joyau in Frankreich und Hangartner in 
der Schweiz folgten (Lang 2008, S. 165). Auch die SNCF übernahm 
2008 fast vollständig wieder die Logistikfi rma Geodis, die sie ab 1995 
teilweise verkauft hatte (Dumont & Kempf 2008; SNCF 2009).

Bei der Deutschen Bahn trägt heute die Logistiksparte schon ohne 
Berücksichtigung des Bahngüterverkehrs mehr zum Umsatz bei als 
der gesamte Schienenpersonenverkehr (DB Mobility Logistics 2010). 
Auch gegenüber den Fahrgästen präsentiert sich die DB heute als 
Anbieter einer umfassenden „Mobilitätskette“ inklusive Fahrrad- und 
Autoverleih (DB 2010c).

13 Die DB übernahm den damaligen Mutterkonzern Stinnes AG.
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4.3 Kräfteverschiebungen auf dem Markt

4.3.1 Neue Konkurrenten und Konsolidierung
Nach der Öffnung des Schienennetzes bildeten sich zusätzlich zur 

Expansion bestehender Bahnen in andere Länder auch einige neue 
Unternehmen. Zum Teil handelte es sich um Gründungen durch Fir-
men, die als bedeutende Auftraggeber von Bahntransporten ein In-
teresse an mehr Wettbewerb hatten. Ein Beispiel ist die gemeinsame 
Gründung der Firma RAIL4CHEM durch vier Chemikalienspeditions- 
bzw. Chemieunternehmen 2000 (RAIL4CHEM 2008). Der Möbelkon-
zern IKEA gründete 2002 eine eigene Bahngesellschaft; der Betrieb 
unter eigenem Namen wurde aber Anfang 2004 wieder aufgegeben 
(o. V. 2003b).

Nicht alle neuen Güterbahnen blieben unabhängig; mit dem Ab-
schwung der Konjunktur um 2008 setzte eine Tendenz zur Konsoli-
dierung ein. Dabei kamen letztlich die grossen Bahnen zum Zug. Sie 
nutzten die Chance, sich durch Übernahmen kleinerer Firmen in an-
deren Ländern zu etablieren. So beteiligte sich die italienische Treni-
talia an der Firma TX Logistik in Deutschland, die DB (Schenker) er-
warb in Frankreich die Euro Cargo Rail (o. V. 2009). RAIL4CHEM und 
die auf Ost-West-Transporte spezialisierte ITL gehören inzwischen 
zur SNCF-Gruppe (SNCF 2008, 2010a).

Für die Zukunft rechnen einige Bahnmanager mit einer weiteren 
Konsolidierung. Für den Güterverkehr hatte der SBB-Chef Benedikt 
Weibel schon 1998 langfristige Überlebensaussichten für nur „noch 
drei bis fünf grosse Anbieter, ergänzt durch Nischenplayer“ prognosti-
ziert (Weibel 1998). Nach Ansicht des DB-Chefs Rüdiger Grube gibt 
es auch im Personenverkehr Tendenzen zu Übernahmen, die auch 
die etablierten Bahnen erfassen könnten (Grube 2010, S. 22).
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4.3.2 Neue Allianzen
Einige Eisenbahnen haben neue Allianzen gebildet. So entstanden 

2005 aus sieben Bahnen aus verschiedenen europäischen Ländern 
die „European Bulls“ (o. V. 2005). Das Ziel war es, nach dem explizit 
genannten Vorbild von Allianzen zwischen Fluggesellschaften Trans-
porte aus einer Hand anzubieten, sie aber bei Bedarf mit mehreren 
Firmen durchzuführen (ebenda). Im Personenverkehr haben die eta-
blierten Bahnen 2007 die Allianz „Railteam“ gegründet, mit der sie 
für ihre Hochgeschwindigkeitszüge werben wollen (o. V. 2007). Auch 
hier orientierten sie sich am Modell der Luftfahrtallianzen.

Eine neue Entwicklung im Güterverkehr ist der Anfang 2010 ge-
gründete „Xrail“-Verbund (Xrail 2010a, 2010b). Hier wollen vor allem 
staatliche Bahnen gemeinsam den Einzelwagenverkehr attraktiver 
machen, der sich aufgrund hoher Kosten bisher nicht erfreulich ent-
wickelt hat (siehe Abschnitt 5.6). Die SNCF ist allerdings trotz an-
fänglicher Teilnahme an den Planungen bisher nicht Mitglied von 
Xrail geworden (vgl. Ory 2010b; Dumont 2010).

4.4 Das deutsch-französische Verhältnis

4.4.1 Gegenseitige Kritik am Netzzugang
Schon lange vor der Liberalisierung der Eisenbahnen verfolgten 

Frankreich und Deutschland gegenseitig interessiert die Entwicklung 
des Eisenbahnwesens im jeweiligen Nachbarland14; dieses Interesse 
geht bis ins 19. Jahrhundert zurück (vgl. Nieder 1997, S. 10). Ab den 
1970er Jahren führte die parallele Entwicklung der Hochgeschwindig-
keitszüge TGV und ICE mit immer neuen Geschwindigkeitsrekorden 
zum Eindruck einer gewissen Rivalität (vgl. ebenda, S. 15-16).

Bei der anfänglichen Diskussion um eine Gemeinsame Verkehrs-
politik im Vorfeld der Römischen Verträge hatten die Regierungen 

14 So gab die SNCF ab 1969 umfangreiche Atlanten über Kultur und Wirtschafts-
geographie europäischer Länder heraus (z. B. SNCF 1972).
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beider Länder noch gemeinsam den gemeinwirtschaftlichen Charak-
ter des Verkehrs betont (Lang 2008, S. 31). Die Öffnung des Eisen-
bahnwesens für den Wettbewerb in den 1990er Jahren beurteilten 
Vertreter Deutschlands und Frankreichs allerdings unterschiedlich. 
Rückblickend bemerkte Dominique Bussereau, Staatssekretär im 
Verkehrsministerium, hierzu (o. V. 2010a): „Deutschland hat sich bei 
der Restrukturierung des bisherigen15 Betreibers DB ohne jede ge-
meinschaftsrechtliche Verpfl ichtung dazu entschieden, den Weg der 
Liberalisierung einzuschlagen. Das ist eine vollkommen freie Ent-
scheidung, die ich respektiere. Frankreich wollte diesen Weg zwar 
nicht gehen, aber es hält sich vollständig an die gemeinschaftsrecht-
lichen Regelungen in diesem Bereich“16.

Unstimmigkeiten zwischen der DB und der SNCF gibt es vor allem 
insofern, als beide Seiten den schlechten Zugang zum jeweils an-
deren Bahnnetz kritisieren. Die deutsche Seite (z. B. Vorstandschef 
Rüdiger Grube im Interview: Ory 2010b) betont dabei, dass die Öff-
nung aus Gründen der Gegenseitigkeit geboten sei, weil die SNCF 
selbst von der Öffnung des deutschen Netzes profi tiere. In ihrem 
Wettbewerbsbericht 2010 (DB 2010d) widmet die Deutsche Bahn 
der ihrer Ansicht nach unzureichenden Öffnung des französischen 
Marktes ein eigenes Kapitel. Die Argumentation der DB lässt sich 
durch Untersuchungen zum Liberalisierungsgrad der europäischen 
Schienenverkehrsmärkte untermauern, nach denen die Öffnung in 
Frankreich sowohl hinsichtlich der rechtlichen Zugangsbedingungen 
als auch hinsichtlich des tatsächlichen Wettbewerbs (Existenz und 
Marktanteile neuer Unternehmen) weniger weit fortgeschritten ist als 
in Deutschland (IBM Global Business Services 2007, 2011). Die fran-
zösische Seite dagegen weist darauf hin, dass der Marktzugang in 
Deutschland nur theoretisch einfach sei; die Praxis sehe anders aus 
(Klimm & Meier 2010).

In neueren Äusserungen (Dumont 2010) räumt Guillaume Pepy ein, 
15 Im Original „operateur historique“.
16 Eigene Übersetzung.
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dass Frankreich die Öffnung des Eisenbahnwesens eher zögerlich 
betrieben habe; dies habe sich aber mittlerweile geändert: Man sei 

„bereit“17 und wolle „nicht weniger, sondern mehr Europa“. Die „Mi-
schung von Kooperation und Konkurrenz“ sei „Teil des Spiels“; die 
SNCF fordere allerdings faire Bedingungen in Form einer Übernahme 
ihrer Pensionsverpfl ichtungen etc. durch den Staat (ebenda). Prin-
zipiell wird diese Forderung nach Befreiung von den Altlasten von 
deutscher Seite anerkannt. Schon kurz nach der Restrukturierung 
der Deutschen Bahn in den 1990er Jahren hatte ihr Vorstandsvorsit-
zender gefordert, dass die Entschuldung nach deutschem Muster ein 
Vorbild für andere Länder sein müsse (Dürr 1998).

Unterschiedliche Haltungen gibt es dagegen weiterhin in der Frage 
nach dem öffentlichen oder privaten Rechtscharakter der Bahn: Die 
DB ist eine Aktiengesellschaft; ein für 2007 geplanter Börsengang 
wurde allerdings abgesagt (DB 2010e). Dagegen hält die Führung 
der SNCF am Statut einer „öffentlichen Firma“ fest und tritt damit auch 
Forderungen der EU-Kommission entgegen, dem deutschen Beispiel 
zu folgen (Klimm & Meier 2010).

4.4.2 Deutschland als Vorbild?
Die internationale Expansion der Deutschen Bahn wurde und wird 

von französischer Seite kritisch kommentiert. Allerdings wird die Stra-
tegie der DB durchaus aufmerksam daraufhin geprüft, inwiefern sie der 
SNCF als Vorbild dienen könnte: In einer Untersuchung des „Centre 
d’analyse stratégique“ der französischen Regierung (Raynard 2008) 
werden unter anderem die folgenden Gründe für den wirtschaftlichen 
Erfolg der DB (vor allem im Güterverkehr) identifi ziert:

- eine umfangreiche Übernahme der Altschulden und Pensi-
onsverpfl ichtungen

- moderate Tarifabschlüsse
- eine Beschränkung auf grosse Frachtkunden und stark fre-

17 Eigene Übersetzung.
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quentierte Verladebahnhöfe (verbunden mit massiven Schlies-
sungen von Güterbahnhöfen).

Die bereits erwähnte „lettre de mission“ (siehe Abschnitt 4.2.1) mit 
dem Anspruch, zum führenden Unternehmen aufzusteigen, kann in 
gewisser Weise als Reaktion auf die Strategie der DB verstanden 
werden. Es ist allerdings damit zu rechnen, dass dafür notwendige 
einschneidende Reformen zur Steigerung der Produktivität der SNCF 
wegen des bedeutenden gewerkschaftlichen Einfl usses in Frankreich 
auf erheblichen Widerstand stossen würden (vgl. Henry & Quinet 
1999, S. 121).

4.4.3 Mögliche Perspektiven
Obwohl die deutsche und die französische nationale Bahn über 

mehrere gemeinsam betriebene Firmen miteinander verbunden sind, 
ist nicht sicher abzusehen, wie sich das Verhältnis weiter entwickeln 
wird. Nach neueren Äusserungen von Guillaume Pepy rechnet die 
SNCF zunächst bei Hochgeschwindigkeitszügen (Eurostar, Thalys) 
damit, dass ihr die DB mittelfristig mehr Konkurrenz machen könnte 
(Klimm & Meier 2010).

Bei dem Versuch, trotz unterschiedlicher Ansichten zu einer frucht-
baren Zusammenarbeit von DB und SNCF zu gelangen, erwähnen 
Vertreter beider Firmen gelegentlich die Erfahrungen aus dem ge-
meinsamen Luftfahrtkonzern EADS/Airbus als Vorbild (z. B. Ory 
2010b). Eine gewisse Verbindung zwischen den Unternehmen gibt es 
insofern, als mehrere Führungskräfte auf französischer wie deutscher 
Seite entweder vor ihrer Zeit bei der jeweiligen Bahngesellschaft bei 
EADS/Airbus tätig waren (Hartmut Mehdorn, Rüdiger Grube) oder 
danach dorthin wechselten (Louis Gallois).
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4.5 Gegenwärtige Situation in den Verkehrsbereichen

4.5.1 Güterverkehr
Im Güterverkehr ist die Expansion ursprünglich nationaler Bahnen 

ins Ausland bisher am weitesten fortgeschritten. Für Deutschland, 
Frankreich und die Schweiz vermittelt Abbildung 4-1 einen groben 
Eindruck vom Grad der inzwischen bestehenden internationalen 
Aufstellung allein der nationalen Bahngesellschaften (es werden nur 
die reinen Bahnbeteiligungen berücksichtigt, nicht die weiteren Part-
nerschaften und Beteiligungen an Speditionen etc.). In Deutschland 
transportierten Konkurrenten der DB im “Open Access”18 2007 17% 
des gesamten Schienengüterverkehrsaufkommens gegenüber 2% 
2002 (Drew 2008). In Frankreich ist der Anteil der Konkurrenten der 
SNCF von 8% 2008 auf 15% 2009 gestiegen (o. V. 2010b).

Die Konkurrenz betrifft vor allem den Ganzzugverkehr, der wegen 
seiner Profi tabilität für die neuen Wettbewerber von Interesse ist (vgl. 
D’Incà, Case & Foy 2008). Der Einzelwagenverkehr, der wegen der 
dafür notwendigen Sammel- und Verteilungsfahrten und der Rangier-
vorgänge aufwendiger ist (Düsel 1994, S. 103 ff.), wird nach wie vor 
hauptsächlich von den ursprünglichen Staatsbahnen betrieben (vgl. 
DB 2010d, S. 11-14; vgl. o. V. 2008). Aufgrund der geringen Margen 
im Einzelwagenverkehr und der hier besonders starken Konkurrenz 
durch den Strassentransport planen die Bahnen in einigen Ländern 
aber deutliche Einschnitte oder haben sie schon vorgenommen (DB 
2010d; siehe Abschnitt 5.6).

18 „Open Access“: Freier Netzzugang als Wettbewerber, im Gegensatz zur Ko-
operation mit den etablierten Bahnen.
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Abbildung 4-1: Grenzüberschreitende Beteiligungen staatlicher Bahnen Deutsch-
lands, Frankreichs und der Schweiz an Gütertransportbahnen in diesen Ländern 
(keine Gewähr für Vollständigkeit, Anteile soweit bekannt). Eigene Darstellung (Da-
ten aus: DB Mobility Logistics 2010; BLS Cargo AG 2010; SBB 2010a; SNCF 2010a; 
SNCF Geodis & Eurotunnel 2009). Die Struktur der Tochtergesellschaften innerhalb 
eines Landes ist teilweise vereinfacht.

4.5.2 Personenfernverkehr
Der Fernverkehr wird in Deutschland, Frankreich und der Schweiz 

in der Regel von den nationalen Bahngesellschaften betrieben. Für 
grenzüberschreitende Hochgeschwindigkeits-züge bestehen teilwei-
se gemeinsame Tochtergesellschaften (siehe Tabelle 4-1). Eine Aus-
nahme ist die zum französischen Veolia-Konzern gehörende Veolia 
Verkehr GmbH, die mit dem „Inter Connex“ einen einzelnen täglichen 
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Zugumlauf zwischen Leipzig und Warnemünde betreibt (Veolia Envi-
ronnement 2010; Veolia Transport 2010). Veolia wirbt mit billigeren 
Preisen im Vergleich zur DB; die Fahrkarten müssen elektronisch 
oder an besonderen Stellen erworben werden. Zeitweise bestehende 
weitere Strecken wurden wieder eingestellt (vgl. Aschinger 2008).

Nach der Freigabe des grenzüberschreitenden Personenfernver-
kehrs in der EU Anfang 2010 haben bisher noch keine neuen Linien 
den Betrieb aufgenommen. Es gibt aber Hinweise darauf, dass in 
einigen Ländern demnächst Konkurrenzangebote zu den Verbindun-
gen der etablierten Bahngesellschaften eingeführt werden könnten. 
Anzeichen dafür gibt es in Italien, wo die SNCF mit 20% an dem Un-
ternehmen NTV beteiligt ist (o. V. 2010c). NTV plant Hochgeschwin-
digkeitsverbindungen unter dem Namen „Italo“; die Betriebsaufnah-
me ist derzeit für Ende 2011 vorgesehen (IBM Global Business Ser-
vices 2011, S. 159). Verschiedene Pläne unter anderem von französi-
scher Seite für neue Züge nach und in Deutschland in Konkurrenz zur 
DB wurden zurückgestellt; die Betriebsaufnahme einer Verbindung 
zwischen Hamburg und Köln wurde mehrfach verschoben (Varnholt 
2010). 

Es ist damit zu rechnen, dass die Europäische Kommission neue 
Vorstösse zur Freigabe des nicht grenzüberschreitenden Personen-
fernverkehrs unternehmen wird; einige Länder haben entschieden, 
die Kabotage unabhängig von der EU zu erlauben (Jackson 2010).

4.5.3 Personennahverkehr
Im Nahverkehr dominieren auf dem deutschen Markt zwar die Re-

gionalgesellschaften der DB; es gibt aber auch Konkurrenz aus dem 
Ausland. Die SNCF betreibt über ihre Tochtergesellschaft Keolis eini-
ge Bahnlinien in Westdeutschland (Keolis Deutschland 2010; SNCF 
2010b). Auch die private Veolia Transport GmbH (siehe voriger Ab-
schnitt) betreibt über das Land verteilt mehrere Bahn- und Buslinien 
(Veolia Verkehr 2010). Die Deutsche Bahn (DB Regio) ist ebenfalls 
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international tätig und hat zuletzt Ausschreibungen in Grossbritanni-
en und Schweden gewonnen (DB Mobility Logistics 2010). Durch die 
Übernahme des Regionalverkehrsbetreibers Arriva hat die DB ihre 
Stellung weiter gestärkt (DB 2010f).

Der Nahverkehrsmarkt in Frankreich ist derzeit weniger offen. Al-
lerdings wird diskutiert, den städtischen Verkehr stärker dem Wettbe-
werb auszusetzen (o. V. 2010a). Befürworter der Freigabe argumen-
tieren damit, dass sie aus Gründen der Gegenseitigkeit geboten sei, 
da Frankreich selbst an Ausschreibungen im Ausland teilnehme (Ory 
2010c).

5 Ökonomische Aspekte der neueren Entwicklung

5.1 Stellung der Bahn im Wettbewerb

Das Verkehrsaufkommen in Europa nimmt seit Jahrzehnten konti-
nuierlich zu. Im Personenverkehr hat sich die Transportleistung von 
Strasse und Schiene zusammen in den EU-15-Staaten von 1970 bis 
2008 mehr als verdoppelt (siehe Tabelle 5-1). Das grösste Wachs-
tum verzeichnete dabei mit Abstand der Strassenverkehr. Der Schie-
nenpersonenverkehr hat über diesen Zeitraum zwar um zwei Drittel 
zugenommen; sein Anteil an der Beförderungsleistung der betrachte-
ten Verkehrsmittel (Modal Split) ist aber von 11% auf 7% gesunken19. 
Dieser Rückgang vollzog sich hauptsächlich bis 1990.

Im Güterverkehr zeigen sich ähnliche Tendenzen noch ausgepräg-
ter (siehe Tabelle 5-2): Die gesamte Transportleistung von Strassen-
verkehr, Eisenbahn, Binnenschiff und Pipelinetransporten war 2008 
mehr als doppelt so hoch wie 1970. Der Anteil der Schiene hat sich 
19 Bei der Interpretation der Marktanteile der Eisenbahn ist zu beachten, dass 
es sich bei einem Teil der Transporte um kurze Strecken handelt, für die der 
Schienentransport nicht realistisch in Frage kommt.
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dabei bis in die erste Hälfte der 1990er Jahre mehr als halbiert (von 
32% auf 15%). Die Transportleistung der Schiene ist absolut gesehen 
nicht nennenswert angestiegen. 

Tabelle 5-1: 
 

 Transportleistung im Personenverkehr der EU-15-Staaten 
 Personenkraftwagen Busse Eisenbahn Gesamt 

Jahr Mrd. Pkm Anteil Mrd. Pkm Anteil Mrd. Pkm Anteil Mrd. Pkm 
1970 1.569 77% 262 13% 216 11% 2.047 
1975 1.923 78% 306 12% 241 10% 2.470 
1980 2.292 79% 341 12% 253 9% 2.886 
1985 2.496 80% 346 11% 262 8% 3.104 
1990 3.146 83% 359 9% 274 7% 3.779 
1995 3.549 84% 379 9% 276 7% 4.204 
2000 3.890 85% 403 9% 309 7% 4.602 
2005 4.042 84% 418 9% 327 7% 4.787 
2006 4.122 84% 418 9% 339 7% 4.879 
2007 4.177 84% 433 9% 345 7% 4.955 
2008 4.099 84% 436 9% 360 7% 4.895 
 

Tabelle 5-1: Transportleistung von Personenkraftwagen, Bussen und Eisenbahn in 
den EU-15-Staaten zwischen 1970 und 2008 in Milliarden Personenkilometern und 
Anteil an der gesamten Transportleistung der betrachteten Verkehrsmittel. Quellen: 
Commission of the European Communities 1996, S.43 (bis 1990), European Com-
mission 2010, S. 120-123 (ab 1995), eigene Berechnung der Anteile.
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Tabelle 5-2: 
 

 Transportleistung im Güterverkehr der EU-15-Staaten 
 Lastkraftwagen Eisenbahn Binnenschiff Pipeline Gesamt 

Jahr Mrd. 
tkm 

Anteil Mrd. 
tkm 

Anteil Mrd. 
tkm 

Anteil Mrd. 
tkm 

Anteil Mrd. 
tkm 

1970 431 48% 283 32% 110 12% 66 7% 890
1975 526 54% 259 27% 103 11% 79 8% 967
1980 661 57% 287 25% 113 10% 92 8% 1153
1985 711 61% 275 24% 103 9% 71 6% 1160
1990 915 68% 255 19% 113 8% 71 5% 1354
1995 1138 73% 223 14% 115 7% 80 5% 1556
2000 1329 74% 257 14% 127 7% 86 5% 1799
2005 1489 76% 263 13% 126 6% 90 5% 1968
2006 1504 75% 286 14% 127 6% 90 4% 2007
2007 1524 75% 297 15% 132 6% 87 4% 2040
2008 1467 74% 292 15% 130 7% 88 4% 1977
 

Tabelle 5-2: Transportleistung von Lastkraftwagen, Eisenbahn, Binnenschiff und 
Pipeline in den EU-15-Staaten zwischen 1970 und 2008 in Milliarden Tonnenkilome-
tern und Anteil an der gesamten Transportleistung der betrachteten Transportmittel. 
Quellen: Commission of the European Communities 1996, S. 42 (bis 1990), Euro-
pean Commission 2010, S. 112-115 (ab 1995), eigene Berechnung der Anteile.

Für die zukünftige Entwicklung sind mehrere für die Bahn ungünsti-
ge Faktoren zu berücksichtigen: 

- Die „schienenaffi nen“ Güter (z. B. Kohle) spielen eine immer 
geringere Rolle (Berndt 2001, S. 2). 

- Es ist mit einer zunehmenden Konkurrenz durch andere Ver-
kehrsmittel zu rechnen; so wird in Deutschland eine Liberali-
sierung des Fernbusverkehrs diskutiert (Dalan & Doll 2010; 
Kimmerle 2010).
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Allerdings gibt es auch Entwicklungen, die für eine stärkere Stel-
lung der Bahn sprechen:

- Bei zunehmender wirtschaftlicher Verfl echtung der europä-
ischen Staaten ist mit einer Zunahme internationaler Trans-
porte über lange Strecken zu rechnen, für die die Bahn gegen-
über dem Strassentransport tendenziell besser geeignet ist.

- Strengere Abgasemissionsrichtlinien begünstigen ebenfalls 
die Bahn gegenüber dem Strassenverkehr.

 

5.2 Entwicklung von Markteintrittsbarrieren

Das europäische Liberalisierungsmodell mit einem einheitlichen 
Schienennetz, auf dem mehrere Unternehmen fahren dürfen, ergibt 
sich aus der Annahme, dass das Netz selbst ein natürliches Mono-
pol darstellt, die Züge aber nicht (vgl. Engartner 2008, S. 124-126). 
Wenn in einem solchen Modell – ausgehend von einer Situation mit 
nur einem Unternehmen, nämlich dem ehemaligen Monopolisten – 
der Wettbewerb gefördert werden soll, dann dürfen die Markteintritts-
barrieren für mögliche neue Wettbewerber nicht zu hoch sein.

Vor allem die hohen Kosten für Lokomotiven und Wagen können 
eine entscheidende Barriere sein. Die Europäische Kommission hat 
anfangs drastische Vorstösse unternommen, um den Markteintritt zu 
erleichtern: So sollten etablierte Bahnen dazu verpfl ichtet werden, 
Konkurrenten Lokomotiven inklusive Personal zur Verfügung zu stel-
len; dies wies das Gericht erster Instanz aber zurück (Gericht erster 
Instanz 1998).

Unabhängig davon sind aber diese Eintrittsbarrieren in den letzten 
Jahren dadurch gesunken, dass sich Leasingangebote für Lokomo-
tiven (zum Beispiel Dispolok oder Alpha Trains) etabliert haben (vgl. 
Stehmann & Zellhofer 2004, S. 340-342).



42

5.3 Stellen Grenzen noch ein Hindernis dar?

Die bisherigen Liberalisierungsschritte hin zu mehr Wettbewerb 
im Eisenbahnwesen wurden nicht zuletzt damit begründet, dass die 
Eisenbahnen zu sehr auf ihr nationales Territorium beschränkt seien. 
Es ist deshalb interessant, Indikatoren dafür zu fi nden, ob Grenzen 
ein Hindernis für den Bahntransport darstellen.

Als einen solchen Indikator könnte man den Anteil des Schienen-
verkehrs an der Transportleistung im Binnenverkehr und im grenz-
überschreitenden Verkehr miteinander vergleichen. Ein solcher Ver-
gleich ist in Abbildung 5-1 für Deutschland und Frankreich von 1994 
bis 2008 dargestellt.

Für Deutschland lässt die Abbildung erkennen, dass der Anteil der 
Schiene im Zeitverlauf leicht angestiegen ist, und zwar im internatio-
nalen Verkehr noch mehr als im Binnenverkehr. Für Frankreich ist 
dagegen der Schienenanteil im grenzüberschreitenden Verkehr stark 
gesunken, während er im Binnenverkehr nach anfänglichen Verlu-
sten wieder etwas ansteigt. Eine nähere Betrachtung (siehe Abbil-
dung 5-2) zeigt, dass in Deutschland der Zuwachs der Bahn im inter-
nationalen Verkehr vor allem zu Lasten des Binnenschiffs ging; der 
Strassenverkehr hat ebenfalls zugenommen. In Frankreich hat die 
Schiene im internationalen Verkehr vor allem Anteile an die Strasse 
verloren.

Diese Daten lassen den Schluss zu, dass die Eisenbahn im grenz-
überschreitenden Verkehr von und nach Frankreich ihre Stärken nicht 
ausspielen kann. Es liesse sich vermuten, dass diese Entwicklung mit 
der vielfach kritisierten schlechten Zugänglichkeit des französischen 
Bahnsystems für internationale Transporte zusammenhängt (siehe 
Abschnitt 4.4). Allerdings wären zum Nachweis eines ursächlichen 
Zusammenhangs tiefergehende Untersuchungen nötig.
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Anteil der Eisenbahn am Güterverkehrsaufkommen in Deutschland
nach Tonnenkilometern
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Anteil der Eisenbahn am Güterverkehrsaufkommen in Frankreich
nach Tonnenkilometern
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Abbildung 5-1: Entwicklung des Anteils der Eisenbahn am Güterverkehrsaufkommen 
im nationalen und im grenzüberschreitenden Verkehr in Deutschland (oben) und in 
Frankreich (unten). Es wird die Transportleistung von Eisenbahn, Strassenverkehr 
und Binnenschiff berücksichtigt. Eigene Darstellung (Datenquellen: Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2009, S. 185, 244-245; Institut national de 
la statistique et des études économiques 2010).
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Anteil der Verkehrsträger am internationalen
Güterverkehrsaufkommen in Deutschland
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Anteil der Verkehrsträger am internationalen
Güterverkehrsaufkommen in Frankreich
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Abbildung 5-2: Entwicklung der Anteile der Verkehrsträger Eisenbahn, Strasse und 
Binnenschiff am internationalen Güterverkehrsaufkommen in Deutschland (oben) 
und in Frankreich (unten). Eigene Darstellung (Datenquellen: Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2009, S. 185, 244-245; Institut national de la 
statistique et des études économiques 2010).



45

5.4 Mehr Flexibilität durch Divisionalisierung?

Die in Abschnitt 4.1 beschriebene zunehmende Gründung rechtlich 
separater Tochtergesellschaften ist nicht nur im Bahnwesen anzutref-
fen. Die Entscheidung für eine solche selbständige Form lässt sich 
durch die Annahme begründen, dass selbständige Unternehmenstei-
le mit dem Selbstverständnis eines „Unternehmens im Unternehmen“ 
oder eines „Profi t Centers“ fl exibler handeln und damit erfolgreicher 
sein können (vgl. Schreyögg & Koch 2007, S. 279-299). Es passt zu 
diesem Verständnis, dass ein Tochterunternehmen seine Leistungen 
bewusst auch Firmen anbieten kann, zu denen der Mutterkonzern 
in Konkurrenz steht. Eine solche Öffnung kündigt die Vereinbarung 
von SBB Cargo und Hupac (einer Gesellschaft für den Kombinierten 
Verkehr) zur Gründung des Gemeinschaftsunternehmens SBB Cargo 
International an (SBB 2010b)20.

Die hier umrissenen Organisationsformen stehen im Gegensatz zu 
früheren, losen Kooperationen wie dem „Trans-Europ-Express“ (sie-
he Abschnitt 2.3). Für ihn bestand nur eine Interessen- und Arbeits-
gemeinschaft; eine eigene Rechtspersönlichkeit wurde – anders als 
ursprünglich beabsichtigt – nicht geschaffen (Jäntschi-Haucke 1991, 
S. 118 f.). 

5.5 Interne Konkurrenz

Die Beteiligung der Bahnen an anderen Transportunternehmen 
(siehe Abschnitt 4.2.2) kann dazu führen, dass eine zuvor reine Eisen-
bahngesellschaft auf bestimmten Strecken die Wahl hat, einen Trans-
port nicht auf der Schiene, sondern mit einem anderen Verkehrsmittel 
innerhalb desselben Konzerns durchzuführen. Dieser Wettbewerb 
zwischen den Verkehrsmitteln ist ein explizit erklärtes Ziel der Deut-
schen Bahn (o. V. 2004).
20 Danach sollen an dem neuen Unternehmen SBB Cargo 75% und Hupac 25% 
halten.
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Es fi ndet sich in der Literatur die Ansicht, die „interne Konkurrenz“ 
müsse sich erfahrungsgemäss nicht zum Nachteil der Schiene aus-
wirken (Dumont & Kempf 2008).

Allerdings wird auch befürchtet, dass die Bahnen bei einer solchen 
Konstellation das Interesse an einer Stärkung des Schienenverkehrs 
insgesamt verlieren könnten (Engartner 2008, S. 196). Ein ähnlicher 
Konfl ikt könnte sich ergeben, wenn die Deutsche Bahn nach einer 
Liberalisierung des Fernbusverkehrs selbst mehr Busse – auch par-
allel zu Bahnstrecken – betreiben wird als heute (Dalan & Doll 2010; 
Kimmerle 2010).

5.6 Eisenbahngüterverkehr zwischen Profi t und 
Gemeinwirtschaftlichkeit

Neu in den Markt einsteigende Bahnen interessieren sich natur-
gemäss nur für dessen profi table Bereiche. Dies kann dazu führen, 
dass private Bahngesellschaften nur wenige, einfach zu erbringende 
Leistungen anbieten, während aufwändigere und weniger profi table 
Aufgaben den nationalen Bahnen überlassen werden (vgl. o. V. 2008). 
Dieses Problem hat sich bisher vor allem im Güterverkehr ergeben, 
wo zwar viel Wettbewerb um das Betreiben ganzer Züge, aber we-
nig Interesse amEinzelwagenverkehr besteht (siehe Abschnitt 4.5.1). 
Ein Beispiel bietet die bisher bessere Ertragslage der innerhalb der 
Schweiz auf Ganzzugtransporte fokussierten BLS Cargo gegenüber 
der SBB Cargo (vgl. o. V. 2008, vgl. 2003a).

Dies ist insofern von Interesse, als das Erbringen unprofi tabler Lei-
stungen teilweise politisch gewollt ist oder war; so bezogen die SBB 
zeitweise Subventionen für den Einzelwagenverkehr (SBB 2005). 
Grundsätzlich stellen solche Asymmetrien im Wettbewerb gemein-
wirtschaftlich orientierte Querfi nanzierungsmodelle in Frage, bei de-
nen die Verluste aus einem Geschäftsfeld mit den Erträgen aus einem 
anderen Bereich kompensiert werden. Eine solche Querfi nanzierung 
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gibt es auch im Personenverkehr, beispielsweise bei der Aufrechter-
haltung des defi zitären Intercity-Verkehrs in Frankreich durch Einnah-
men aus dem TGV-Betrieb (Poingt 2010a; Henry & Quinet 1999).

Im anfangs geschilderten Beispiel des Einzelwagenverkehrs gibt 
es inzwischen Versuche, zu einem profi tablen Betrieb zu gelangen: 
Ein Konzept sieht vor, an Ganzzüge einzelne Wagen anzuhängen 
und so die Effi zienz zu steigern (D’Incà, Case & Foy 2008). Es bleibt 
abzuwarten, ob eine Verbesserung des Angebots durch internationa-
le Allianzen die Lage bessert.

Grundsätzlich könnten aber am Ende Bereiche übrigbleiben, die al-
len Effi zienzsteigerungen zum Trotz unter den gegebenen Rahmen-
bedingungen21 nicht profi tabel betrieben werden können. In diesem 
Fall wäre eine Diskussion darüber nötig, ob bestimmte Leistungen 
als gemeinwirtschaftlich erwünscht einzustufen sind und die Bahnen 
dafür ähnlich wie im Nahverkehr einen Ausgleich erhalten sollen.

6. Schlussbetrachtungen

6.1 Ist die Auslandsexpansion alternativlos?

Eine wesentliche Folge der Liberalisierung des Eisenbahnwesens 
ist die teils massive weltweite Expansion bisheriger Staatsbahnen, 
wie sie sich bei der DB und der SNCF beobachten lässt. In der Pres-
se wird zuweilen die Frage gestellt, ob die Bahnen bei so viel globa-
ler Präsenz ihre ursprüngliche Aufgabe, nämlich den Zugbetrieb im 
eigenen Land, vernachlässigen könnten. In einem Interview (Brors, 
Delhaes & Krummheuer 2010) geht der DB-Chef Rüdiger Grube auf 
diese Frage ein. Er rechtfertigt die Auslandsexpansion damit, dass 
sie die einzige Möglichkeit für weiteres Wachstum biete, da die Bahn 
21 Dazu gehört auch die zwischen den Verkehrsträgern nicht in gleichem Ausmass 
erfolgende Anlastung externer Kosten des Betriebs.
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durch die Öffnung der Märkte im eigenen Land Marktanteile verlieren 
werde. Im Übrigen würden die Probleme auf dem Heimatmarkt ange-
gangen; die Bahn werde „das eine tun, ohne das andere zu lassen.“

Sofern die Bahnen sich an diese Ankündigung halten, ist prinzipi-
ell nichts gegen die Auslandsexpansion einzuwenden, insbesonde-
re wenn sie profi tabel ist. Allerdings ist zu hinterfragen, ob die Rolle 
der Bahnen im eigenen Land notwendigerweise zurückgehen muss. 
Gegenüber anderen Bahnen mögen die ehemaligen Staatsbahnen 
zwar Marktanteile verlieren. Angesichts des geringen Marktanteils 
der Bahnen am Verkehrsaufkommen insgesamt (vgl. Abschnitt 5.1) 
scheinen aber durchaus auch auf dem Heimatmarkt noch Möglichkei-
ten zum Wachstum zu bestehen – auch wenn dieses Ziel nicht leicht 
zu erreichen ist.

6.2 Öffnung als Verwirklichung der europäischen Integration

Zumindest auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene ist inzwischen die 
vollständige Zugangsfreiheit – inklusive Kabotage – im Schienengü-
terverkehr erreicht worden. Im Personenverkehr gilt die Öffnung bis-
her zwar nur für den grenzüberschreitenden Verkehr; dazu belegen 
Untersuchungen22, dass die Schienennetze der einzelnen Länder in 
unterschiedlichem Ausmass zugänglich sind. Wenn man aber die 
Entwicklung bis heute rückblickend betrachtet, dann scheint es eine 
Frage der Zeit zu sein, bis die verbliebenen Beschränkungen fallen 
werden – auch wenn einzelne Länder weniger Eifer bei der Umset-
zung zeigen werden als andere.

Sofern man den Grundgedanken des europäischen Einigungspro-
zesses – angefangen bei den Gemeinschaften bis zur heutigen Union 
– nicht grundsätzlich in Frage stellt, lässt sich die Öffnung prinzipiell 
befürworten: Sie kann als naturgemässer Schritt in einer Reihe von 
22 Zum Beispiel die schon erwähnten Studien zum Liberalisierungsgrad (IBM Global 
Business Services 2007, 2011).
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Massnahmen zur Beseitigung von Handelshemmnissen erscheinen, 
die überwiegend als sehr positiv wahrgenommen werden (zum Bei-
spiel die Abschaffung der innereuropäischen Zölle). Die Attraktivität 
dieser Sichtweise ist nicht leicht von der Hand zu weisen: Ohne nä-
here Begründung erscheinen protektionistische Hemmnisse für den 
innereuropäischen wirtschaftlichen Austausch nicht mehr zeitgemäss. 
Die Liberalisierung folgt der Grundidee des Binnenmarktes: Durch 
Wettbewerb soll Europa insgesamt wettbewerbsfähiger werden und 
eine Steigerung seines Wohlstandes erfahren (vgl. Badinger 2007).

Es mag allerdings Diskussionen darüber geben, inwieweit das Prin-
zip „Wettbewerb führt zum Erfolg“ auch im Eisenbahnwesen funktio-
niert (siehe folgender Abschnitt).

Doch auch wenn hier unterschiedliche Ansichten bestehen, lässt 
der heute erreichte hohe ökonomisch-rechtliche Integrationsgrad in 
Europa kaum Raum für die Staaten, Reformen unterschiedlich konse-
quent zu verfolgen oder ganz unterschiedliche Wege einzuschlagen.

Dass einzelne Länder ihre Märkte aus Angst vor Wettbewerb durch 
deutlich produktivere Unternehmen aus dem Ausland (vgl. Poingt 
2010b) nur zögernd öffnen, ist verständlich. Die Probleme, die sich 
aus Produktivitätsunterschieden ergeben, führen zurück auf eine 
Grundfrage der europäischen Einigung: Sollen sich erst die Unter-
schiede zwischen den Ländern ausgleichen, bevor die Märkte für 
den Wettbewerb geöffnet werden – oder ist der Wettbewerb die 
Voraussetzung für diesen Ausgleich (vgl. Baldwin 2009, S. 56)? Für 
beide Ansichten gibt es respektable Argumente. Nicht akzeptabel ist 
dagegen eine Politik, die den Wettbewerb vom eigenen Land mög-
lichst fernhält, aber selbst von den neuen Expansionsmöglichkeiten 
ins Ausland profi tiert. Dieser Vorwurf wird immer wieder gegenüber 
Frankreich erhoben. Es kann und soll im Rahmen dieser Arbeit nicht 
geklärt werden, wie berechtigt er ist. Undifferenzierte Vorwürfe, die 
der besonderen Situation eines Landes nicht Rechnung tragen, hel-
fen nicht weiter. Wichtiger ist die Frage, wie Bahnen in eine Lage 
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versetzt werden können, in der sie den Wettbewerb nicht fürchten 
müssen. Wenn man überhaupt davon ausgeht, dass Konkurrenz 
zwischen den Bahnen einen Anreiz zu besseren Leistungen darstellt, 
dann sollten alle Akteure ihr in gleichem Mass ausgesetzt sein. Dazu 
sollte die Marktöffnung auf gegenseitiger Basis erfolgen.

6.3 Grenzen des Wettbewerbs

Liberalisierungs- und Privatisierungsansätze führen regelmässig zu 
der Frage, ob die Einführung von Wettbewerb im betrachteten Markt 
überhaupt wünschenswert erscheint. Die Diskussionen um eine Ge-
meinsame Verkehrspolitik (siehe Abschnitt 3.1) zeigen, dass es hier-
zu schon in den frühen Jahren der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft unterschiedliche Ansichten gab. Im Rahmen dieser Arbeit kann 
nicht erschöpfend behandelt werden, welches Ausmass von Konkur-
renz und Gewinnorientierung im Eisenbahnwesen wünschenswert ist.
Erste Anhaltspunkte liefert allerdings die Analyse von Massnahmen, 
die bisher in einzelnen europäischen Ländern durchgeführt worden 
sind.

Als Beispiel für einen volkswirtschaftlich nachteiligen Privatisie-
rungs- und Liberalisierungsverlauf wird häufi g der Fall Grossbritanni-
ens seit den 1990er Jahren angeführt23. Es werden unter anderem die 
folgenden Ursachen für das Scheitern der Bahnreform identifi ziert:

- Starke Zersplitterung der ursprünglich einheitlichen Bahnge-
sellschaft mit unklar abgegrenzten Verantwortlichkeiten und 
schlechter Kommunikation (dies wird als Ursache für mehrere 
schwere Zugunglücke angesehen)

- Unzureichende Aufwendungen für den Erhalt der Infrastruktur 
aufgrund von Gewinninteressen der Betreibergesellschaft

- Unbefriedigendes Gesamtangebot durch kurzsichtige Fahr-
23 Die Darstellung der Entwicklung in Grossbritannien folgt hauptsächlich der Analyse 
von Engartner (Engartner 2008, S. 229-272).
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plangestaltung konkurrierender Gesellschaften (fast gleich-
zeitige Abfahrt mehrerer Züge, gefolgt von langen Pausen bis 
zur nächsten möglichen Verbindung)

Die hier beispielhaft dargestellten unerwünschten Auswirkungen 
müssen nicht dazu führen, jede Form der Privatisierung und Liberalisie-
rung im Eisenbahnwesen abzulehnen. Es ist allerdings darauf zu ach-
ten, dass aus Fehlentwicklungen Konsequenzen gezogen werden24.
Besonders ist die Notwendigkeit der Abstimmung zwischen allen Ak-
teuren hervorzuheben. Enge Zusammenarbeit ist zum einen für die 
Gestaltung sinnvoller Fahrpläne im Personen- und Güterverkehr er-
forderlich. Zum anderen stellt die technische Standardisierung eine 
Herausforderung dar, die nur gemeinsam gelingen kann. Die Proble-
me wachsen hier mit der Komplexität der Technik: So erfordert der 
grenzüberschreitende Hochgeschwindigkeitsverkehr einen Ausbau 
leistungsfähiger Signal- und Sicherungssysteme und weitere Mass-
nahmen wie eine Abstimmung des Schienenprofi ls. Es sind erhebli-
che Anstrengungen erforderlich, damit ein einheitliches europäisches 
Zugsicherungssystem wie das „European Train Control System“ 
ETCS fl ächendeckend und zuverlässig verfügbar wird.

Als Argument zugunsten von mehr Wettbewerb im europäischen 
Eisenbahnwesen wird gelegentlich darauf verwiesen, dass der Schie-
nengüterverkehr in den USA bei lebhafter Konkurrenz hohe Zuwachs-
raten verzeichne (Stehmann & Zellhofer 2004, S. 329). Allerdings 
lassen sich die Verhältnisse auf dem US-amerikanischen Netz mit 
seinem geringen Personenverkehrsaufkommen nicht ohne weite-
res auf Europa übertragen, wo das Nebeneinander von Güter- und 
Personenzügen einen erheblichen Koordinationsaufwand erfordert 
(Bumbacher 2009).

24 In Grossbritannien ist dies zumindest insofern geschehen, als die Infrastruktur-
gesellschaft Network Rail (vorher Railtrack) seit 2002 wieder unter stärkerer 
staatlicher Kontrolle steht und nicht mehr gewinnorientiert arbeitet.
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Es gibt Aussagen von Bahnvertretern, nach denen auf bestimmten 
Strecken die Kooperation zu mehr Verkehr geführt habe als die direk-
te Konkurrenz im „Open Access“ (z. B. Weibel 1998). Diese Einschät-
zung ist natürlich zu prüfen, aber durchaus ernstzunehmen.

Die bisherigen Erfahrungen mit dem Wettbewerb im Eisenbahnwe-
sen auf europäischer Ebene beziehen sich vor allem auf den Güter-
verkehr, wo die Liberalisierung am frühesten begonnen hat und heute 
am weitesten fortgeschritten ist. Nach den letzten Liberalisierungs-
schritten müssen die etablierten Bahnen nun auch im Personenver-
kehr mit mehr Konkurrenz rechnen. Die Folgen dieser Entwicklung 
sind noch nicht absehbar. Es lassen sich aber einige Gründe für die 
Bahnen fi nden, ihr Personenverkehrsangebot möglichst miteinander 
und nicht gegeneinander zu entwickeln:

- Der Wert des Angebots für die Fahrgäste hängt nicht nur von 
einer Verbindung zwischen zwei Punkten, sondern auch von 
einem aufeinander abgestimmten Angebot von Nah- und 
Fernverkehr und einem zuverlässigen Taktsystem ab.

- Es ist wünschenswert, dass Fahrkarten möglichst an allen 
Ausgabestellen unabhängig vom jeweiligen Zugbetreiber er-
worben werden können und Fahrgäste vollständig über das 
Angebot aller Betreiber informiert werden.

Diese Überlegungen lassen eine weitsichtige Regulierung des 
Wettbewerbs im Personenverkehr angebracht erscheinen.

Für Personen- und Güterverkehr gleichermassen muss ein 
sinnvolles Nebeneinander der Verkehrsträger das politische Ziel 
sein: Für jede Strecke soll sich der Verkehrsträger durchsetzen, 
der im Vergleich mit anderen das beste Verhältnis von Kosten und 
Nutzen aufweist. Hier sind auch bisher nicht monetarisierte Kosten 
durch Abgasemissionen, Lärm, Landschaftsverbrauch und Unfälle 
zu berücksichtigen. Die Eisenbahnpolitik muss sich letztlich daran 
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messen lassen, ob sie die Bahnen in die Lage versetzt, im fairen 
Wettbewerb der Verkehrsträger ihre Stärken auszuspielen.

6.4 Ausblick

Es ist ein Anliegen dieser Arbeit, die Rolle der Eisenbahnen für den 
europäischen Integrationsprozess zu beleuchten. Anhand der ausge-
wählten Beispiele wird deutlich, dass das Überwinden von Grenzen 
für die Bahnen schon ein Anliegen war, bevor es eine „Gemeinsame 
Verkehrspolitik“ oder gar die Formulierung eines „einheitlichen euro-
päischen Eisenbahnraums“ gab. 

Dabei ist allerdings unbestritten, dass die stetig weiter voranschrei-
tende wirtschaftliche Integration Europas immer höhere Anforderun-
gen an die internationale Aufstellung der Bahnen mit sich bringt. Da-
her ist es möglich, dass in der Vergangenheit als fortschrittlich emp-
fundene Massnahmen zur Erleichterung des grenzüberschreitenden 
Verkehrs für die Zukunft nicht mehr genügen.

Es lassen sich nur Vermutungen darüber anstellen, welche Gestalt 
das Eisenbahnwesen in Europa angesichts der Herausforderungen 
der Liberalisierung und der Internationalisierung in Zukunft anneh-
men wird. Interessant für die öffentliche Wahrnehmung ist dabei be-
sonders die Entwicklung im Personenverkehr. Es ist möglich, dass 
auch weiterhin der grösste Teil aller Verbindungen von den etablier-
ten „Staatsbahnen“ angeboten wird. Für die Fahrgäste bliebe so der 
Gesamteindruck eines einheitlichen Bahnsystems erhalten. Denkbar 
wäre aber auch, dass konkurrierende Allianzen nach dem Vorbild des 
Luftverkehrs an Bedeutung gewinnen. In diesem Fall würde man sich 
bei der Reiseplanung zunehmend nicht mehr nur für die Fahrt mit 

„der“ Bahn, sondern auch zwischen mehreren Anbietern entscheiden.
Bei der Beurteilung dieser beiden Szenarien durch die Gesellschaft 

werden neben sachlichen Argumenten auch emotionale Einschätzun-
gen eine Rolle spielen: Dabei werden Befürworter eines möglichst 
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freien Wettbewerbs ihren konservativeren Kritikern unter Umständen 
eine rückwärtsgewandte, „eisenbahnromantische“ Haltung vorwer-
fen.

Im Rahmen einer um wissenschaftliche Objektivität bemühten Dar-
stellung verbietet es sich allerdings, die hier skizzierten Szenarien 
ohne eine fundierte Analyse ihrer Auswirkungen zu bewerten. Da-
her soll abschliessend nur nochmals betont werden, dass die wohl 
grösste Herausforderung für die Bahnen im Wettbewerb durch an-
dere Verkehrsträger besteht – ganz unabhängig vom Ausmass der 
internen Konkurrenz. Um in diesem Wettbewerb bestehen zu kön-
nen, müssen die Bahnen ihre Kunden nicht nur durch günstige Preise, 
sondern auch durch Zuverlässigkeit, Geschwindigkeit und Flexibilität 
überzeugen. Diese Stärken lassen sich nur ausschöpfen, wenn die 
Angebote aller relevanten Akteure sinnvoll ineinandergreifen.

Es spricht deshalb einiges dafür, dass die europäischen Bahnen 
– auch bei zunehmendem Wettbewerbsdenken – auf ein sinnvolles 
Mass an Abstimmung und Zusammenarbeit auch weiterhin nicht 
verzichten werden.
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